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Der Bohykott gegen Angarn.
Wien, 20. Juni. Die Korreſpondenz Herzog meldet, daß ſeit

mittag der Boykott auf den Eiſenbahnen mit Ausnahme des Per
ſonenverkehrs und im Poſt, Telegraphen- und Telephonverkehr
in Kraft iſt. Wie verlautet, wurden die Telegraphenleitungen an
der Grenze unbrauchbar gemacht. Eine einzige Leitung dient dem
Telephonverkehr der Regierung und den diplomatiſchen Vertre
tungen und Miſſionen. Der ungariſche Geſandte in Wien, Dr.

ratz, beſpricht in Budapeſt die Voykottfrage.

Jn Deutſchöſterreich iſt der Boykott Ungarns
lückenlos durch geführt. Die Bankbeamten weigern ſich,
Geld und Wechſelgeſchäfte mit Ungarn zu vollziehen. Bei der
Oeſterreichiſch- Ungariſchen Bank werden 50 Millionen ungariſches
Geld nicht übermittelt werden. Schon vor zwei Tagen ſind 20
Waggons Zucker und Blei, die nach Ungarn gehen ſollten, aufge-
halten worden. Auf der Südbahnſtrecke iſt das Privatmobiliar
Horthys, aus Pola kommend, angehalten. Ungarn hat nur für
zwei Wochen Zeitungspapier. Durch den Boykott müſſen täglich
140 Waggons Kohle, nach Ungarn beſtimmt, ausbleiben.

Die tſchechoſlowakiſche Arbeiterſchaft hat ſich
dem Boykott reſtlos angeſchloſſen. Jn Preßburg
ſind d ieDonauſchiffe ſchon am 18. Juni angehalten worden. Die
britiſche Miſſion in Budapeſt macht Anſtrengungen, um
zu vermitteln, aber die ungariſche Regierung iſt nicht zu nennens-
werten Konzeſſionen geneigt. An der tſchechoſlowakiſchen Grenze
unterſtützen Arbeiter die Gendarmerie, um den Schmuggel zu ver
hindern. An der rumäniſchen und jugoſlawiſchen Grenze ſind
dieſelben Vorkehrungen getroffen.
Jn Ungarn wird offiziell die Nachricht verbreitet, daß die

R dentſche Arbeiterſchaft den Boykott verwerfſe, und daß die
M Deutſchöſterreich entzogenen Lebetzsmittel nach Deutſchland ge

Aſandt werden würden. Ferner verſucht die ungariſche Regierung
ine internationale Aktion einzuleiten, um die in

Deutſchland und Deutſchöſterreich neu zu bildenden bürgerlichen
Regierungen gegen die neue außerordentliche Macht der Arbeiter-
klaſſe zu mobiliſieren.
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Die Wiener Arbeiterzeitung ſchreibt: „Zum erſten
Male greift die Jnternationale der Gewerkſchaften mit einer
großen Aktion in das Getriebe der europäiſchen Politik ein. Der
Voykott, den die Gewerkſchafts internationale über Ungarn ver
hängt, ſtellt den erſten Verſuch dar, die gewerkſchaftlichen
Kampfmittelinden Dienſt der internationalen
politiſchen Aktion zu ſtellen. Es wird, wenn nicht alle
Zeichen täuſchen, ſehr bald die Gelegenheit zum Eingreifen ge-
geben ſein.

Die Stadtverordnetenwahlen in Groß-wBerlin.
Berlin, 21. Juni. Geſtern fanden in Berlin und Vorvrten

die Stud overordneten- und Lezirkéewahlen zu der
neugeſchaffenen 4 Millionen Einwohger umfaſſenden Einheit
ge meinde GroßBerlin ſtatt. Die Wadlbeteiligung war
weit geringer als bei den Reichstagswahlen. Das Verbaltnis der
für die einzelnen Parteien abgegebenen Stimmen Lnurfte jedoch
annähernd dasſelbe geblieben ſein. Bis in die frühen Morgen-
ſtunden Turden aus den erreichten Wahleigebmiſſen gezarlt:
uSeSP. 500 000, SPD. 210 000, Demokraten 85 000, DV. 200 000,
Du. 150 000, Wirtſchaftliche Vereinigung 55 000; außerdem hatte
ſich noch eine „Frauenpartei“ gebildet, die auf ihren Liſten nur
weibliche Kandidaten aufführte. Dieſe Partei hat aber keine
nennenswerte Stimmenzahl erzielt.

Der Generalſtreik in Ludwigshafen.
Ludwigshafen, 19. Juni. Die Arbeiterorganiſationen

haben als Proteſt gegen die Verhaftung der Arbeiterführer einen
24ſtündigen Generalſtreik proklamiert. Der Streik dauert von Frei-
tag nacht 12 Uhr bis Sonnabend nacht 12 Uhr.

Frankfurt (Mainj, 19. Juni. Die Frankfurter Zeitung
meldet aus Ludwigshafen: Soeben wird dem Eiſenbahnperſonal
auf Befehl der franzöſiſchen Vehörden vor der Eiſenbahndirektion
bekanntgegehen, daß es für die franzöſiſche Vehorde ir Pflicht ge-
nommen ſei und bei Verweigerung des Dienſtes vor das Schieds-
gericht geſtellt werden würde. Auch auf die ſtädtiſchen Beamten iſt
dieſe Maf regel cusgedehnt worden. Seit der Verfügung der Jnter-
alliierten Hohen Kommiſſion vom 14. Oktober 1919 war das deutſche
Eiſenbahnperſongl nicht mehr requiriert und hatte nur Vefehle für
militäriſche Zwecke zu befolgen.

Die Gärung in Kleinaſien.
London, 19. Juni. Nach den aus Kleinaſien eingetroffenen

Nachrichten iſt die Lage in Cilidien eine fehr ernſte. Es finden
ſehr viele Maſſakers ſtatt. Die Nationalliſten richten
alle politiſchen Gegner hin, die in ihre Hände fallen.
Auch in Syrien werden die Zuſtände von Tag zu Tag ernſter. Cin
Heer von Freiwilligen iſt in Bildung begriffen. Nach den letzten
Berichten des den Alliierten ergebenen Emirs Faiſul verlangen die
Syrier vollſtändige Freiheit. Der Emir rät den Alliierten, den
Friedensvertrag mit der Türkei zu ändern.

Rotterdam 19. Juni. (WTB.) Aus Konſtantinopel wird
über die alliſerten Streitkräfte gemeldet: Die engliſchen Truppen
unter Milner verteidigen das aſiatiſche Ufer der Meerengen, die

Franzoſen, eine Diviſion und ſechs Bataillone algeriſcher Schützen,
unter Befehl des engliſchen Generals Wilſon das europäiſche Ufer.

Tag ſtärker und beſetzen jetzt ganz Kleinaſien außer Jsmid und der
Halbinſel von Smhrna. Sie werden auf 17 500 Mann regulärer
und 109 500 irregulärer Truppen geſchätzt. Jm Jnnern Kleinaſiens
ſollen ſie große Mengen von Waffen und Munition haben.

Entſcheidung über die Frage der Entwaffnung Deutſchlands ge
troffen. Die Entſcheidung entſpricht der der alliierten Militär-
komitees und wird dem Regierungschef in Boulogne mitgeteilt
werden. Dieſer amtlichen Mitteilung fügt der Temps hinzu, daß
das deutſche Heerbis zum 10. Juli auf 100 000 Mann
zurückgeſetzt werden müßte. Sollte dieſes Heer nicht genügen,
um die innere Ordnung aufrechtzuerhalten, müßte zur Schaffung
regionaler Polizeitruppen geſchritten werden.

abend ſtand.
den Führern der Demokraten und der Deutſchen Volkspartei. Die
demokratiſche Reichstagsfraktion hat auf Grund neuer Ver-
handlungen zwiſchen dem als Reichskanzler in Ausſicht genomme-
nen Präſidenten Fehrenbach und dem Fraktionsfſthrer Dr. Peterſen

Vorausſetzung für den Eintritt in die neue Regierung ge-
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Erſcheint jeden Werktag nachmittags.

Anzeigen bis morgens 9 Uhr erbeten, größere tags vorher.

Die Nationaliſten erweitern ihre Erfolge, werden von Tag zu

Die Entwaffnung Deutſchlands.
Paris, 20. Juni. (WTB.) Die Votſchafterkonferenz hat die

Die Regierunggskriſe.
Sie ſteht noch genau auf dem gleichen Flecke, wo ſie à n Sonn-

Herr Fehrenbach verhandelt noch wer er mit

Ebenſo wie in denihre Beratungen am Sonnabend fortgeſetzt.
er ſt evorhergegangenen Sitzungen wurde auch in dieſer als

fordert. daß ihre Tätigkeit ſich klar und unzweideutig auf dem
Boden der verfaſſungsmäßigen republikaniſchen Staat s-
form aufbaut. Die weitere Ausſprache war vertraulich.

Ueber den Standpunkt der Demokraten ſagt das Berliner Tage
blatt: Auch diejenigen demokratiſchen Abgeordneten, die der
Meinung ſind, daß die Partei im Hinblick auf die bevorſtehende
Konferenz in Spa und in Erwägung der geſamten Lage ihre
Beteiligung nicht verweigern könne, ſtehen auf dem Standpunkte,
daß ein ſolcher Entſchluß nur gefaßt werden dürfe, wenn, ganz
abgeſehen von allen Perſonenfragen, nach zwei Richtungen hin
zuvor der Weg geebnet würde. Die Programmerklärung, mit der
die neue Regierung ſich dem Reichstage vorſtellen witd, müßte,
nach Anſicht dieſer Abgeordneten, ſo lauten, daß die Beteiligung
der Deutſchen demokratiſchen Partei an dem Kabinett verſtändlich
und begründet erſcheint. und die ſozialdemokratiſche
Fraktion muß bereit ſein, beim Zuſammentritt des Reichstages
der neuen Regierung ihr Vertrauen zu bezeugen.

Die Poſt redet den Rechtsſozialiſten gut zu, ſich doch an der
Kabinettsbildung zu beteiligen. Für die Verhandlungen in Spa
ſeien ſie doch in erſter Linie moraliſch verpflichtet, ſie ſeien genau
ſo wie die Demokraten die Träger ges Verſailler Friedens. Sie
müßten alſo der Konferenz in Spa als Regierungsträger bei-
wohnen. Aber die Rechtsſozialiſten, ſo führt die Poſt weiter aus,
ſuchten ſich davor aus den bekannten Gründen zu drücken. Sie
wollten ſich der Mitverantwortung gegenüber dieſem von ihnen
eingeleiteten Schmachfrieden entziehen um ſich dann ſpäter viel-
leicht doch noch der Koalition anzuſchließen. Auch die Kreuz
zeitung ſagt den Rechtsſozialiſten, es ſei doch nicht angängig,
daß ſie jetzt das Zentrum einfach im Stiche laſſen und fich ſo der
moraliſchen Verantwortung für Verſailles entziehen. Die Rechts-
ſozialiſten dürften auch nicht in einem ſo kritiſchen Augenblick
wie gegenwärtig das eben erſt errungene parlamentariſche Syſtem
durch eine reine Oppoſitionspolitik ſabotieren.

Die reaftionäre Preſſe erhebt alſo gegen Rechtsſozialiſten
ähnliche Vorwürfe, wie ſie von den Rechtsſozialiſten gegen uns er

hoben werden. Es iſt Jdeengleichheitzwiſchen den Reaktionären un
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Zur Regierungsbildung in Gotha.
Nach den letzten Landtagswahlen beſteht in Gotha eine bürgerlich-

Mehrheit von einer Stimme im Landtag. Die Unabhängige
Sozialdemokratie lehnt daher die Beteiliqung der Regierungs-
bildung ab, evenſo die Vertretung im des Landta
Da eine leiſtungsfähige Negierung aus dem Parlament ſelbſt kaum
gebildet werden kann, denkt man an die Berufung Beamten
kabinetts. Jnzwiſchen dauert die Zwangsverwaltung durch den
Reichskommiſſar Holle fort.
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Die füddeutſche Abſchließung.
Das Reichsarbeitsminiſterium muß zugeben, daß die

Sprechzeit: Nur werkkags
von 12 bis l Ahr mittags.

für Reklame, anſchließend an den dreigeſpaltenen Tertſeitenteil.

Erdroſſelung des Rechts!
Die Marburger Studenten freigeſprochen!

Marburg, 19. Juni. Jn der Kriegsgerichts-
verhandlung gegen die Marburger Zeitfreiwilligen
wegen Erſchießung der Thaler Gefangenen wurde heute
das Urteil gefällt. Sämtliche Angeklagten wurden frei
geſprochen.

Das Gericht erkannte ar, daß die Zeugen Barts,
Arnold und Frau Wolf beleidigt und mißhandelt
ſeien. Dafür käme nur der Angeklagte Göbel und weitere
Zeitfreiwillige in Betracht, die nicht unter den An-
geklagten ſeien. Die Feſtſtellung dieſer Tatſachen wäre
Aufgabe eines weiteren Verfahrens.

Die deutſche Militärjuftiz, die ſchon unter dem wilhelminiſchen
Syſtem berüchtigt war, hat ſich mit den Tagen, wo die Verbrechen
der Gegenrevolution einſetzten, ganz offen und unverhüllt in deren
Dienſt geſtellt. Den Mördern der revolutionären Arbeiterführer,
den Vogel, Runge, Arco, den Matroſenmörder Marloh
uſw. war ſie ein gnädiger, milder und verſtehender „Richter“;
entweder erfolgten in allen dieſen Fällen glatte Freiſprüche
oder es wurden ſo lächerlich geringe Strafen verhängt, daß ſie
einem Freifpruche gleichkamen. Nur wenn revolutionäre Arbeiter
vor dieſer Militärjuſtiz ſtanden, da pfiff der Wind aus einem ganz
anderen Loche. Da wurden Urteile von geradezu drakoniſcher
Härte gefällt, wie wir ſie jetzt noch durch die Militärgerichte im
Ruhrrevier ſchandernd erleben. Arbeiter, die nichts taten, als die
republikaniſche Verfaſſung mit der Waffe in der Hand gegen die
Kappe Putſchiſten zu verteidigen, werden zu Hunderten zu Zucht
hausſtrafen von 5, 8 und 10 Jahren verurteilt. Jedes Urteil,
das von dieſer Militärjuſtiz gegen revolutionäre Arbeiter oder
deren Führer ausgeſprochen wurde und noch wird, ſind nichts als
offenkundige Racheakte dieſer Fuſtiz an der Revo-
lution.

Der Freiſpruch der Marburger ſtudentiſchen Maſſenmörder ſetzt
aber der Schamloſigkeit aller dieſer Urteile gleichſam die Krone
auf. Der empörende Zynismus dieſes Freiſpruchs muß jedem
rechtlich denkenden und empfindenden Menſchen das Blut in den
Adern zum Kochen bringen. Er ermordet geradezu jedes
Recht und jedes Rechtsgefühl im Volke. Denn nichts
vermag die Tatſache aus der Welt zu ſchaffen, daß es ſich bei dem
erſchütternden Dramag, das fich in den Märztagen in Mechterſtädt
abſpielte, um einen bewußten, kaltblütigen Maſſenmord handelt.
Fünfzehn gefangene Arbeiter aus Bad Thal wurden
damals von zeitfreiwilligen Studenten angeblich „auf der Flucht“
erſchoſſen. Der Verdacht, daß es ſich hier wieder um einen der
üblichen Fluchtverſuche handle, der bisher immer vorgeſchützt
wurde, wenn es galt, ein von der Gegenrevolntion verübtes Ver-
brechen zu verdunkeln, wurde ſehr bald beſtätigt. Durch Augen-
zeugen und Jndizien wurde feſtgeſtellt, daß von einem Flucht-
verſuch der Gefangenen nicht im entfernteſten die Rede ſein
konnte. Denn die erſchoſſenen Arbeiter lagen längs der Straße
teilweiſe in Haufen beieinander. Und die Schüſſe, durch
die ſie ihr Leben gushauchten, waren aus ganz naher Ent-
fernung abgegeben worden, ſo daß die Geſchoſſe exploſive
Wirkungen hervrorriefen, wodurch die Getöteten teilweiſe ſo
entſetzlich verſtümmelt wurden, daß ſie ihre Angehörigen
nur mit Mühe wiedererkannten. 3Die Schreckenstat hat in ganz Thüringen und weit darüber
hinaus Abſcheu und Enzſetzen hervorgerufen. Das Blut
der unſchuldig ermordeten Arbeiter ſchrie nach Sühne. Aber ver-
geblich wartete der Teil des Volkes, bei dem die Rechtsgrundſätze
noch nicht verlottert ſind, auf die Anklage gegen die beſchuldigten
Studenten. Erſt als in der Preſſe wiederholt auf das Verbrechen
aufmerkſam gemacht und reſtloſe Aufklärung gefordert
wurde, ſagte die Regierung eine „ſtrenge“ Unterſuchung zu. Die
beſchuldigten Studenten, größtenteils Reſerveoffiziere,
wurden aber nicht ſofort in Unterſuchungshaft genommen,
damit ihnen die Möglichkeit zu einer Verdunkelung genommen

Nein, ſie blieben unbehelligt auf freiem Fuße, konnten
ſich untereinander verabreden, die Spuren ihres Verbrechens ver-
wiſchen und als geſchloſſene Lüge gemeinſchaft vor
die Schranken des Gerichts treten.

Und was das Empörendſte war, die Beſchuldigten wurden, ob
wohl fie als Zeitfreiwillige der Militärmacht nicht ange-

elu
werde.

hörten, vor ein Kriegsgericht geſtellt und damit ihrem
ordentlichen Richter, alſo der zivilen Strafgewalt, ent-
zogen. Und mehr noch: Obwohl alle Tatmerkmale eines vollende-
ten Mordes vorlagen, wurden die Angeſchuldigten nicht wegen
Mordes, ſondern nur wegen Totſchlages unter Anklage
geſtellt. Die begründete Anſicht, daß mit dem Prozeß wieder eine
Gericht skomödie aufgeführt werden würde, wie wir ſie in

den Prozeſſen gegen die Mörder Roſa Luxemburgs und Karl
Liebknechts und die 32 unſchuldigen Matrofen erlebten, fand durch

Abſchließung, die ſüddeuntſchen Staaten vor
genommen haben. indem ſie für den Sommer gerade ungeheuer-
liche Einteiſebeſchränkungen angeordnet haben. eigentlich der
ſtimmüng des Reichsarbeits miniſteriums bedurft hätte Dieſe
Zuſtimmung hat bisher aber nur W ürftemberg eingebolt,
Bayern und Baden haben völlig ſelbſtändig gehandelt und ſich um
die geſetzmäßigen Anordnungen, die die Zuſtimmung des Rei
arbeitsminiſteriums erfordern, nicht gekümmert. Auch dieſe T
fache iſt ein kleiner Beitrag zu der Art, in der die bar
reaktionäre Regierung ſyſtematiſch auf die Zerſplittern
Reiches hinarbeitet und ſich bemüht, den Süden gegen den
abzuſchnüren.

zu l

Marburger Kriegsgericht ſeine Bekräftigung. Die angekkag
Studenten wurden freigeſprochen, obwohl die Beweis-
tahme, ſo ſchlecht ſie auch geführt worden war, die letzten

»eifel darüber behob, daß die 15 unſchuldigen Arbeiter aus Bad
Opfer eines gemeinen Verbrechen s gewordenDert Il

deweisgufnahme hat ergeben, daß der Verbrecherzug nach
Narburger Zeitfreiwilligen auf eigene Fanſt

rd Wie alle eZitfreiwilligen, ſo ſtanden auch
n Verbindung mit den Kappiſten. Sie unter

ichen des Lüttwitzputſches und wandten ſich, als
r Arbeiterſchaft ſiegreich abgewehrt worden war,
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gegen die an der Abwehr des Arbeiter, um
an dieſen, wie auch an anderen Orten lands, ihre Rache

u kühlen. Die nichtswürdige Denunziation eines dunklen
pitzel s, deſſen Name wohlweislich verſchwiegen wurde, gab

den zeitfreiwilligen Studenten Veranlaſſung, nach Thüringen zu
ziehen und jn Bad Thal die Verhaftungen vorzunehmen. Sie
hatten den Auftrag dazu weder von einer amtlichen Regierungs
ſtelle, noch von einer Militärbehörde erhalten. Die Gefangenen
wurden auf dem Transporte nach Gotha in der ſchwerſten Weiſe
mißhandelt, beſchimpft und angeſpien. Durch
Zeugenausſagen iſt erwieſen, daß unter den Zeitfreiwilligen eine
Verabredung getroffen worden war, die Gefangenen zu be
ſeitigen. Von einem Fluchtverſuche konnte keine Rede ſein, denn
die Gefangenen wurden unter ſtarker Bewachung abtrans-
portiert. Außerdem wurde feſtgeſtellt, daß in den Stunden, in
denen die Bluttat verübt wurde, dichter Nebel herrſchte. Wenn
die Gefangenen alſo wirklich geflohen wären, wäre es ihren Ver-
folgern wohl kaum gelungen, ſämtliche 15 Mann durch tödliche
Schüſſe niederzuſtrecken. Es hätten doch mindeſtens mehrere mit
leichten Verletzungen davonkommen müſſen. Aber die Tatſache.
daß ſämtliche getötet wurden, und zwar durch Schüſſe aus
nächſter Nähe, von denen nach Ausſage der Sachverſtändigen
jeder einzelne tödlich wirken mußte, beweiſt wohl
zur Genüge, daß eben kein Fluchtverſuch vorlag, ſondern daß die
Gefangenen einem vorbedachten Plane gemäß ermordet wurden.
Außerdem ſteht noch feſt, daß die Gefangenen nicht vereinzelt auf
freiem Felde, ſondern dicht neben der Chauſſee aufgefunden
wurden.

Der Freiſpruch der Marburger Studenten iſt das Todes-
urteil für die Militärgerichtsbarkeit. Die vielen ungeſühnten
Verbrechen, im erſten Jahre nach dem Novemberſturz von der
Gegenrevolution ausgeführt, haben ein würdiges Gegenſtück ge-
funden. Vor der geſamten Kulturwelt ſteht die unerſchütterliche
Tatſache feſt, daß die Ermordung von Arbeitern und Arbeiter-
führern, vorgenommen von gkgenrevolutionären Offizieren, in

cutſchland ſtraflos bleibt. Die Jnſtitution der Militär-
richtsbarkeit iſt der verbürgte Schutzbrief für Mörder aus Offi-
erskreiſen geworden. Es gibt in Deutſchland keine Möglichkeit,

die Verbrechen der gegenrevolutionären Offiziere zu ſühnen, weil
die einzige richterliche Jnſtanz, die für die Militariſten in Frage
kommt, nach allen vorliegenden Erfahrungen entweder überhaupt
keine Anklage erhebt oder, ſofern ſie dieſer Verpflichtung nicht
entgehen kann, grundſätzlich immer zu einem Frei-
ſpruche kommt. Dieſelben Kriegs- und Militärgerichte aber,
die die Kameraden aus ihren Kreiſen der Gerechtigkeit entziehen,
werfen Arbeiter, die zum Schusse der Republik die Waffen
ergriffen, auf Jahre in die Zuchthäuſer und Gefäng-
niſſeDieſer Zuſtand iſt, wie die Freiheit treffend ſchreibt einfach
nicht mehr zu ertragen. Die Koalitionsregierung hat es nicht
vermocht, dem Volke die einfachen Rechtsgarantien zu gewährleiſten.
Wir ſind dank der Militärgerichtsbarkeit ſchlimmer daran, wie
trgendein mittelalterlicher Räuberſtaat mit den ver
wildertſten Rechtsſitten. Dieſe bittere Tatſache muß endlich offen
ausgeſprochen, zur Wachrüttelung aller ziviliſierten Menſchen in
die Welt hinausgeſchrien werden. Mag die kommende Regierung
zuſammengeſetzt ſein wie ſie will, wir fragen ſie ſchon heute, ob
ſie die mittelalterliche Rechtsinſtitution der Militärgerichte fort
beſtehen laſſen will. Von der Beantwortung dieſer Frage hängt es
ab, ob wir noch das Recht für uns in Anſpruch nehmen können,
unter ziviliſierten Menſchen zu wohnen, vder ob man ſich
ſjchämen muß, ein Deutſcher zu ſein.

Der Vorwärts ſchreibt zu dieſem unerhörten Freiſpruch u. a.
„Man muß gegenüber dieſem Urteil wirklich alle Kaltblütigkeit

aufbringen, um es auch nur aus dem Milieu der Richter ſelbſt be
greifen zu können. Aber keine kühle Ueberlegung, kein Verſtehen-
wollen hilft über den Berg: dieſer Freiſpruch an den Mördern von
Thal er mordet das Recht und das Rechtsgefühl des Volkes!

Sechzehn Arbeiter vermeintliche Spartakiſten werden von
der ſtudentiſchen Zeitfreiwilligenkompagnie aus ihren Wohnungen
geholt, nach Gotha mitgeſchleppt, unterwegs, wie erwieſen iſt, von
den Muſenſöhnen in Stahlhelm in ſchamloſer Weiſe mißhandelt, in
den Chauſſeegraben getrieben und dann „auf der Flucht er-
ſchoſſen“! Nach dem Sachverſtändigenbefund müſſen ganze Sal-
ven auf die einzelnen Opfer abgegeben ſein. teils von hinten, teils
von der Seite, teils von vorn, faſt alle Schüſſe aber aus nächſter
Nähe. Das alles ſteht feſt. Es ſteht nach ſeinem eigenen Zeugnis
feſt, daß der frühere Fregattenkapitän und jetzige Student
Selchow, als Bataillonskommandant den Zeitfreiwilligen vorher
befohlen hat. auf jeden Fliehenden zu ſchießen.
Und daß dieſer Befehl befolgt iſt, wie die Studenten ihn als ehe-
malige Offiziere verſtanden und verſtehen wollten. Die Gefangenen
wurden durch Kolbenſtöße vom Weg abgedrängt, um die „Flucht“ zu
rzwingen. Einige derjenigen, die dem Schickſal der Fliehenden

entrannen, haben ausgeſagt, wie ſehr ſie ſich körperlich wehrer
mußten, um nicht auch in die Flucht“ zu geraten. Es ſteht weiter
feſt, daß ſogar Offiziere der Nachbarkompagnien ſich der Behand-
lung der Gefangenen durch den Transport Goebel geſchämt haben
und die Opfer aus dieſer Behandlung herausgenommen haben.

Trotz alledem hat das Militärgericht von Marburg den Frei-
ſpru h gefällt. Wie man dieſen Freiſpruch, der ein Fehlſpruch
iſt, auch begründen will, die Wirkung bleibt veſtehen, daß er als
ein Mordam Rechte erſcheint.

Die Reichsſchulkonferenz
wurde am Sonnabend geſchloſſer. Vor der Schlußanſprache des
Reichsminiſters Koch ergriff, mit Beifall empfangen, der öſter-
reichiſche Geſandte Profeſſor Hartmann das Wort, indem er zu
nächſt auf die derzeitige Lage des Schulweſens in Oeſterreich ein
ging und dann ausführte, Oeſterreich hoffe auf ein baldiges Auf-
kören des unngtürlichen Zuſtandes, daß ein deutſcher Stamm von
dem Mutterlande getrennt ſei. Die Schranken zwiſchen Oeſterreich
und Deutſchland müßten auch auf dem Gebiete der Schule nieder-
geriſſen werden. Freizügigkteit für Schüler und Lehrer, gegen-
ſeitige Anerkennung der akademiſchen Zeugniſſe und möglichſte An-
gliederung des deutſchen und öſterreichiſchen Schulweſens müſſen
kommen. Beide Teile würden dabei gut fahren in gegenſeitiger Be-
fruchtung. Die deutſche Kultur werde den Zuwachs einer eigen-
artigen Nucaneierung haben. (Lebhafter Beifall.) Reichsminiſter
Koch wies auf dieſe Ausführungen des Vertreters eines deutſchen
Stammes bin, den keine überſtaatliche Willkür von uns trennen
könne. (Beifall.) Der Kongreß habe mancherlei gebracht, was jetzt
noch Samenkorn fei, ſpäter aufgehen werde. Die Regierung danke
allen, die mitgearbeitet hätten. Ueberall gebe es Grenzen des Mög-
lichen, beſonders aber jetzt in unſerem armen Deutſchland. Er
glaube, daß der Kongreß im Sinne der Verföhnlichkeit und des Aus-
gleichs wirken werde, die wir ſo nötig brauchen. Der Reichswirt-
ſchaftsrat werde kommen, um den Reichstag zu entlaſten. Es werde
nötig p. daß auch ein Reichskulturrat geſchaffen werde
(Beifall.

Der Streik der pommerſchen Landarbeiter.
Stettin, 20. Juni. (WTVB. Der Landarbeiterſtreik in

Hinterpommern hat ſich auf den Kolberger und den Schla
wer Kreis ausgedehnt. Die Notſtandsarbeiten ſind vielfach

verhindert worden. SDie Beendigung des Streiks iſt davon abhängig, daß es gelingt
in kurzer Zeit zu Tarifverträgen zu kommen. Die auf Veranlaſſun
des Reichsarbeitsminiſteriums am Mittwoch in Köslin begonnen
Verhandlungen zum Abſchluß eines neuen Landarbeitertarifs fi
den ganzen Regierungsbezirk Köslin ſcheiterten an dem Wide

der Landwirte kreisweiſe zu führen und für nee je nach den örtlichen Zerhälniſen Kreistarife zu
vereinbaren. Der Pomerſche Landbund verſucht den Staats

kommiſſar für öffentliche Ordnung in Berlin gegen die Arbeiter
mobil zu er telegraphiert dem Staatskommiſſar, der
Streik W ehertig ſei. Der Landarbeiterverband ſei der
Urheber des Streiks. Da noch kein Geſetz gegen Streiks beſteht, iſt
nicht einzuſehen. was dem Staatskommiſſar für die öffentliche
Sicherheit der Streik angeht. Man ſieht aus dem junkerlichen Hilfe
ruf nach dem Staatsanwalt nur wie ſie das Koalitionsrecht der
Arbeiter auffaſſen.

Reichsanleihe auf Koſten
der Aermſten.

Der zehnprozentige Steuer Lohnabzug.
W. O. Noch vor wenigen Wochen hat das Reichsfinanzminiſte

rium mehrfach die Verſicherung gegeben, daß an eine Einfüh-
rung des zehnprozentigen Lohnabzuges beim
Arbeitgeber zu Steuerzwecken vor Oktober des Jahres 1920
nicht zu denken ſei. Entgegen dieſen Zuſicherungen hat das Reichs
finanzminiſterium nunmehr ganz plötzlich die Erhebung des zehn-
prozentigen Abzugs angeordnet, amd zwar mit einer Haſt, die eine
geradezu verhängnisvolle Verwirrung ſchaffen muß. Am 25. Juni
bereits ſoll der zehnprozentige Lohnabzug beginnen und auf dieſe
Weiſe die Erhebung der Einkommenſteuer vor ſich gehen. Die Folge
iſt zunächſt die, daß die großen Firmen und Arbeitgeber, die außer-
ſtande ſind, ſich ſo ſchnell in dem Geſetz zurechtzufinden und die vor
allem ſich einen Monat lang die ungeheure, ihnen neu auferlegte
Arbeit erſparen wollen, ihre geſamten Lohnzahlungen am 24. Juni
vornehmen werden. Die Reichs- und Staatsbehörden werden ſich
dieſem Beiſpiel anſchließen und werden ſämtlich ihre Angeſtellten
und Beamten bereits am 24. Juni entlohnen, um auf dieſe Weiſe
wenigſtens noch einen Monat der Rieſenarbeitslaſt. die das Marken-
kleben des zehnprozentigen Steuerabzuges mit ſich bringt, zu ent
gehen. Da irgendein Steuerverluſt für das Reich dadurch nicht
entſteht, ſondern es ſich lediglich um die Art der Steuerzahlung
handelt, iſt dagegen nichts einzuwenden, es beweiſt nur, wie über-
eilt und unüberlegt das Reichsfinanzminiſterium wieder einmal
ſeine Maßnahmen getroffen hat.

Eine Fülle von Anfragen ſtürzen auf alle Redaktionen, auf das
Reichsfinanzminiſterium, die Steuerbehörden und die Magiſtrate
ein und niemand iſt in der Lage, Klarheit über dieſe neue Steuer-
beitreibungsform zu geben, da das Geſetz im Reichsfinanzminiſte
rium ſo wenig durchgearbeitet iſt, daß ſelbſt dort die größten Un-
klarheiten in vielen Fragen beſtehen. Das Prinzip dieſes Geſetzes
klingt höchſt einfach, ſtößt aber bei ſeiner praktiſchen Durchführung
auf Schwierigkeiten, deren Ueberwindung heute noch nicht als ſicher
gelten kann. Das Geſetz beſtimmt bekanntlich, daß vom Lohn der
feſt Angeſtellten der Arbeitgeber ſtets 10 Prozent einzubehalten hat,
daß er für dieſen Betrag beim Finanzamt Steuermaxken kauft und
dieſe etwa nach Art der Jnvalidenmarken, in die Steuerkarte des
Arbeitnehmers einkleben muß. Dieſer ſo zum Abzug gebrachte
Steuerbetrag wird dann bei der Einzahlung der Einkommenſteuer
in Anrechnung gebracht. Der Arbeitnehmer muß alſo ſeine Steuer
karte bei ſeiner Steuerzahlung vorlegen und dann eventuell den
höheren Betrag ſeiner Einkommenſteuer noch nachzahlen ader aber
ſein Anrecht auf Rückzahlung der zuviel gezahlten Steuer geltend
machen. Dies das Prinzip. Bei dem leiſeſten Verſuch ſeiner
Durchführung beginnen die Unklarheiten.

Unklarheit herrſcht darüber, ob der zehnprozentige Abzug vom
Geſamtlohn vorzunehmen iſt, oder ob er erſt nach Abrechnung der
Krankenkaſſen-, Jnvaliden- und Verſicherungsgebühren vom ſo ver
minderten Lohnbetrag erhoben werden ſoll. Unklarheit herrſcht
darüber, wie der Arbeitnehmer weiterhin auf bargeldloſem Wege
ſeine Steuern entrichten kann, da er ja ſeine Steuerkarte zum Nach-
weis der bereits gezahlen Steuer der Steuerbehörden vorlegen muß.

Unklarheit herrſcht darüber, wie weit der Begriff der feſt An
geſtellten reicht und wie das Problem derjenigen zu löſen iſt, die
mehrere Arbeitgeber beſitzen. Unklarheit herrſcht darüber, ob
neben dem zehnprozentigen Steuerabzug auch noch die Einkommen-
ſteuer zunächſt weitergezahlt werden muß, ſo daß alſo zunächſt eine
doppelte Zahlung der Steuer eintreten würde. Auf all' dieſe
Fragen kann das Reichsfinanzminiſtertium heute noch keine Ant-
wort geben. Es hat ein Geſetz auf die hartbedrängten Steuer-
zahler losgelaſſen, das es in ſeinen willkürlichen Sprüngen nun
ſelbſt nicht zu bändigen weiß und das eine Verwirrung im Wirt-
ſchaftsleben anrichten wird, die leicht mit der vollen Zerrüttung des
Steuerweſens enden kann.

Zu dieſen Unklarheiten kommen nun offenbar ſoziale Ungerech
tigkeiten und Fragen, über deren juriſtiſche Berechtigung die leb-
hafteſten Zweifel entſtehen müſſen. Das Geſetz beſtimmt bekannt-
lich, datz auch der Naturallohn von dem zehnprozentigen Steuer
abzug betrofſen wird. Jn der Praxis würde das für die Haus
an geſtellten in Berlin etwa folgendes bedeuten.
Naturallohn iſt für Berlin feſtgeſetzt mit einer monatlichen Summe
von 310 Mk. Dazu kommt eine Barentſchädigung von etwa 100 Mk.,
ſo daß von dem Geſamtlohn von 410 Mk. 10 Prozent oder 41 Mk.
in Abzug gebraucht werden müſſen. Die Hausfrau müßte alſo an
Stelle des Barlohns von 100 Mk. nach 41 Mk. Steuerabzug nur
59 Mk. zur Auszahlung bringen. dem Reſt in die Steuerkarte der
Hausangeſtellten ceinkleben. Dieſe ſoziale Härte iſt auch dem
Reichsfinanzminiſterium klar geworden. Es hat deshalb eine neue
Ausführungsbeſtimmung erlaſſen, die beſagt, daß der Naturallohn
nicht dem Steuerabzug unterliegt und daß dafür von der daneben
bezogenen feſten Barentlohnung ſtatt zehn 20 Prozent als Steuer
vorſchuß erhoben werden ſollen. Dieſe neue Regelung muß die leb-
hafteſten Bedenken hervorrufen. Es erſcheint zunächſt aus-
geſchloſſen. daß das Reichsfinanzminiſterium das Recht hat, eine
derartige Auslegung des Geſetzes, die kaum noch mit ſeinem Jn-
halt in Einklang zu bringen iſt, ohne die Genehmigung des
Reichstages vorzunehmen. Wenn das der Fall wäre, ſo wäre
es möglich, daß die Regierungsbehörden jedes Geſetz durch Aus-
führungsbeſtimmungen ohne die Genehmigung des Reichstages in
der Form abändert, die ihnen genehm und bequem iſt. Dieſer
Spezialfall. der zu einer Durchbohrung des Prinzips des Geſetzes
zwingt, weiſt aber ſchon auf den ſozial ſehr ſchädigenden Charakter
des Geſetzes hin, der leider in der Nationalverſammlung nicht ge-
nügend Beachtung gefunden hat.

Durch dieſen zebnprozentigen Steuervorſchuß wird ſich eine faſt

inüberſehbare ſozialer Ungerechtigkeiten und

Der

Fülle ſo
Härten ergeben, und zwar in folgender Form: Eine große Zahl
on Arbeitnehmern, die beſonders zahlreiche Familie haben, werden
ch einen zehnprozentigen Stenerabzug gefallen laſſen müſſen. Bei

der endgültigen Feſtſetzung ihrer Einkommenſteuer wird ſich dann
ruf Grund des Einkommenſteuergeſetzes ergeben, daß ſie weniger
ls 10 Prozent Steuern zu zahlen haben oder gar völlig ſteuerfrei
leiben. Das Reich wird alſo den von ihnen erhobenen zehnpro-
ntigen Steuerabzug zurückzahlen müſſen. Wer nun ein einziges

Mal in die Verlegenheit gekommen iſt, auf die Rückzahlung eines
-teuerbetrages durch die Behörden warten zu müſſen, der weiß
rß Monate vergehen können, ehe er in den Beſitz ſeines Gelde
langt. Die ganze Maßnahme des zehnprozentigen Steuervor-
quſſes bedeutet alſo im weſentlichen in dieſer Beziehung nicht
ideres, als daß das Reich eine Zwangsanleihe gerade bei der

ihnen BVorſchüſſe zahlen läßt. um ſie dann os zurückzuzat
Das iſt nicht nur eine ſoziale Ungeheuerlichkeit, die für viele A
beiter eine ſchwere Neubelaſtung ihrer Lebenshaltung darſtellt,
iſt auch eine Maßnahme, die eines geordneten Staatsweſens ur
würdig iſt. Das Reichsfinangzminiſterium oder wenn dieſes ſich
nicht dazu entſchließen kann der Reichstag wird dieſe ſoziale
Ungerechtigkeit ſchleunigſt beſeitigen müſſen, wenn die Regierung
nicht den Vorwurf auf ſich laden will, daß ſie eine verſchleierte
Zwangsanleihe, die noch dazu zinslos iſt, von dem am
meiſten notleidenden Teile der Bevölkerung er-
heben will!

Ein neuer Steuerſkandal.
Das Reichsfinanzminiſterium läßt ſich nicht davon abbringen,

mit den unſinnigſten Maßnahmen ein paar Groſchen Zinſen auf
Koſten des geſamten Wirtſchaftslebens und einer geordneten
Finanzführung durch die übereilteſten Verordnungen zu ſchinden.
Obwohl es inzwiſchen erkannt hat, daß ſeine übereilte Verord-
nung den zehnprozentigen Steuerabzug ſchon am
25. Juni in Kraft treten zu laſſen, eine faſt unüberſehbare Kon-
fuſion angerichtet hat, obwohl ſchon heute klar iſt, daß eine der
erſten Maßnahmen der neuen Regierung, ganz gleich welche Zu-
ſammenſetzung ſie erfahren wird, die Aufhebung und grundlegende
Aenderung des zehnprogzentigen, Steuerabzuges ſein wird, obwohl
klar iſt, daß auch im Reichstage ſofort ein dementſprechender An-
trag eingebracht und angenommen wird, verſteift das Reichs
finanzminiſterium ſich um ſeines Preſtiges willen mit einer
geradezu grotesken Lächerlichkeit darauf, ſeine übereilte Verord-
nung zur Durchführung zu bringen. Jn der Nacht vom 17. zum
18. Juni hat eine Beratung im Reichsfinanzminiſterium ſtatt-
gefunden, in der zur Sprache kam, daß die großen Firmen und
Arbeitgeber, wie auch vor allen Dingen die ſtaatlichen Behörden
in dieſem Monat Gehälter und Löhne am 24. Juni zu zahlen be
abſichtigen, um ſich für dieſes Mal noch die Arbeit des zehnpro-
zentigen Steuerabzuges zu ſparen. Da irgendeine Steuerhinter-
ziehung oder ein Steuerverluſt bei dieſem Verfahren nicht eintritt,
fo muß es als durchaus einwandfrei gelten, und der Vertreter
des Reichsfinanzminiſteriums hat noch in der letzten Preſſe-
konferenz in aller Oeffentlichkeit den Weg als völlig einwandfrei
erklärt. Das ſtörte aber die Herren in der Referentenbeſprechung
des Reichsfinanz miniſteriums nicht im geringſten, und ſo erſchien
im Laufe des Vormittags des 18. Juni eine Wolff-Meldung, in der
von „zuſtändiger“ Seite mitgeteilt wurde, daß es auf Grund des
S s der Reichsabgabenordnung unzuläſſig ſei, zwecks Vermeidung
des zehnprozentigen Lohnabzugs Gehälter und Löhne diesmal
ſchon am 24. zur Auszahlung zu bringen. Alle Paragraphen mit
den unheimlichſten Strafen werden aufgeführt. Die Notiz des
Reichsfinanz miniſteriums iſt zudem vollinhaltlich falſch und irre-
führend. Der Artikel 5 der Reichsabgabenordnung wendet ſich
gegen Steuerhinterziehung, kann alſo auf den vorliegenden Fall
nicht zur Anwendung gebracht werden. Es wurde deshalb in der
Preſſekonſerens feſtgeſtellt, daß die Preſſe einmütig ihre Leſer
ſchaft darauf aufmerkſam zu machen habe, daß die Notiz des
Reichsfinanz miniſteriums völlig unzutreffend ſei, daß es ürn
Gegenteil vollauf berechtigt ſei, wenn die Arbeitgeber ihre Lohn-
zahlungen diesmal ſchon am 24. vornehmen, da dadurch eine
Steuerſchädigung des Staates nach keiner Richtung hin eintritt.
Es iſt wahrſcheinlich, daß das Reichsfinanzminiſterium gegenüber
dem einmütigen Proteſt der Preſſe ſich inzwiſchen eines anderen
beſonnen bat und nunmehr ſeine Nachricht ſchleunigſt zurücknehmen

aller Deutlichkeit ausgeſprochen werden, daß eine derartige

weſen wäre.
e

Abwehraktion der Arbeiterſchaft.
Die Unmöglichkeit, die Löhne mit den immer mehr ſteigenden

Lebensmittelpreiſen in Einklang zu bringen und die gegenwärtige
Wirtſchaftskriſe veranlaßten die Arbeiterſchaft Neckar-
ſulms, zu dem bevorſtehenden Steuerabzug von 10 Prozent
Stellung zu nehmen. Jn Erkenntnis deſſen, daß eine Verdienſt-
kürzung, wie der Steuerabzug bei den heutigen Koſten der Lebens-
haltung eine glatte Unmöglichkeit darſtellt, beſchloß die Arbeiter-
ſchaft Neckarſulms, an ſämtliche Unternehmer folgende Eingabe
zu machen:

Das Kartell der vereinigten Gewerkſchaften im Verein mit den
geſamten Betriebsräten der Betriebe Neckarſulms unterbreiten

der Firma folgendesabzug vom Lohn erfolgen. Der Aufwand für die gegenwärtige
Lebenshaltung hat durch die fortgeſetzte Steigerung aller Be
darfsartikel eine derartige Höhe erreicht, daß es als eine Un-
möglichkeit bezeichnet werden muß, gerade jetzt den Arbeitern
und Angeſtellten eine derartige Kürzung ihrer Einnahmen, wie
ſie der Steuerabzug darſtellt, zuzumuten. Aus dieſem Grunde
ſehen wir uns genötigt, der Firma zu erklären, daß die Arbeiter-
und Angeſtelltenſchaft einen Abzug unter keinen Um-
ſtänden zulaſſen kann. Sollte ein ſolcher doch vorge-
nommen werden, ſo kann dies nur auf Koſten der Firma
geſchehen.

Das Kartell und die Betriebsräte Neckarſulms.

Das amtliche Wahlergebnis.
Nach dem jetzt im Reichs anzei ger veröffentlichten amt-

lichen Ergebnis der Reichstagswahlen wurden insgeſammt
26 017590 Stimmen abgegeben. Die 466 Abgeord-
neten verteilen ſich auf die einzelnen Parteien wie folgt:

Unabhängige Sozial demokratiſche Partei 81 Ab-
geordnete (4 895 317 Stimmen).

Kommuniſten 2 Abgeordnete (441 995 Stimmen).
Sozialdemokraten 112 Abgeordnete (5 614 456 Stimmen).
Zentrumspartei 68 Abgeordnete (3 540 830 Stimmen).
Demokraten 45 Abgeordnete (2202 334 Stimmen)-
Deutſchnationale 66 Abgeordnete (3 736 778 Stinrmen).
Deutſche Volkspartei 62 Abgeordnete (3 606 316 Stiw-

men).
Bayeriſcher Bauernbund 4 Abgeordnete (319 100 Stim-

men).
Deutſch-Hannoveraner 5 Abgeordnete (319 100 Stim-

men). JBayeriſche Volkspartei 21 Abgeordnete (1 236 941 Stim-
nen).

Die Reichsliſte. Nach den jetzt vorliegenden amtlichen Feſt
tellungen hat auf Grund der Verteilung der Reſtſtimmen auf die
teichsliſte die Deutſchnationale Volkspartei 9 Sitze bekommen,
ie Deutſche Volkspartei, die Demokraten und die Sozialdewo-
raten je 8, die Unabhängigen 7, das Zentrum ö, die Chriſt-
ch Föderaliſtiſche Partei 3, die Kommuniſten und der Bauern
ind je 1 Sitz. Alle übrigen auf die Reichs te gekommenen
timmen ſind ausgefallen.

ſtande der Arbeitervertreter dagegen, die Verhandlungen nach dem lermſten der Bevölkerung aufnimmt, daß es ſich auf Monate von

wird. Angeſichts der ungeheuren Verwirrung, die heute im Reichs
finonzminiſterium herrſcht, muß doch aber einmal auch hier in

Am 25. d. M. ſoll zum erſtenmal der zehnprozentige Steuer
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Die Mordſtudenten von Thal.
Aus den Verhandlungen vor dem Marburger Militärgericht J

en die ſtudentiſchen Maſſenmörder von Thal tragen wir noch derſolgenden Bericht nach: Die angeklagten Zeitfreiwilligen verharrer

weiter im Lügen, ſie bleiben dabei, die Teſaredenge „auf der
Flucht“ erſchoſſen zu haben. Es wurde daher mit der Vernehmune
der Zeuge n begonnen. Als erſter ſagte aus der ehemalige Fre-
gattenkapitän Selchow, der als Student mit der Führung
des Zeitfreiwilligen bataillons beauftragt war. Er
ſagt etwa folgendes aus: Aus eigenem Antrieb habe er das Unter
nehmen gegen Thal befohlen, da ihm von ſeiten der Bevölkerung
mitgeteilt worden ſei, daß in Thal Spartakiſten und ein Teil
der Roten Armee ſeien. Die Gefangenen ſeien dann in Settelſtedt
ins Spritzenhaus geſperrt worden. Am anderen Morgen
habe er Befehl gegeben, die Gefangenen unter ſchwerer Bewachung
hinter dem Bataillon zu führen und auf Fliehende unter allen Um
ſtänden zu ſchießen. Einen Befehl, die Gefangenen zu erſchießen,
habe er nicht r Auf dem Marſch habe er ſich wegen ander
weitiger Beſchäftigung nicht um die Gefangenen küm-
mern können. u vor Gotha habe er die Nachricht von der Er
ſchießung der Gefangenen erhalten und ſofort Meldung an den
Vrigadekommandeur gemacht. Auf die Frage des Vorſitzenden er
klärt Selchow. Dumdumgeſchoſſe ſeien nicht verwendet
worden. Auf die Frage des Anklagevertreters, ob der Befehl nicht
genau wiedergegeben werden könne, erklärt v. Selchow, daß er ſich
ſeiner Worte nicht mehrgenauerinnern könne.

Als zweiter Zeuge wird Oberleutnant Baldus, der Führer des
Unternehmens nach Thal, vernommen. Er führt aus, daß er in
Settelſtedt eine Liſt e mit den Namen der Leute erhalten hätte, die
am Tage zuvor in Settelſtedt geplündert und Waffen mitgenommen
hätten. Es habe in Thal eine Formation der Rot en A rmee ge
geben. Die Verhafteten ſeien im Amtsgericht in Thal vernommen
worden. Einer der Erſchoſſenen. der anfänglich ſeine Teilnahme
geleugnet, habe ſich ſpäter als Führer der ganzen Bande heraus-
geſtellt. Es ſei den Gefangenen geſagt worden, daß ſie vor ein
Kriegsgericht geſtellt würden, von einer Erſchießung ſei keine Rede
geweſen. Dann ſind die Verhaftetewmauffeinen Leiterwagen
gepackt worden und wurden in Settelſtedt ins Spritzenhaus ge
ſchafft. Der Gaſtwirt Hartung (Mechterſtedt) hat an dem frag-
lichen Morgen einen Schuß gehört und iſt, um ſich von der Urſache
zu überzeugen, auf den Hof gegangen Dort habe er laute Rufe wie
„Straße frei“, „Stellen Sie ſich an die Häuſer“. Als plötzlich ſieben
Schüſſe fielen. Er fand dann die Le ichen von zwei Erſchoſſenen.
Während er zurückging, fielen weue Schüſſe. Der Sohn des
folgenden Zeugen, Arbeiter Hart mwann, war an dem fraglichen
Tage nach Settelſtedt gegangen, während er ſelbſt in Thal blieb.
Dort ver haftete man ihn ließ ihn dann aber wieder frei. Alser am nächſten Tage nach Mechterieedt ging, fand er die Leiche ſeines
Sohnes. Weichenſteller Leid e als er die Schüſſe hörte, ſein
Haus und fand die Leiche des erſchoſſenen Fuldner, der mit dem
Hopf an der Straße lag, die Hände gefaltet. Er hatte einen Schuß
am Halſe. Der Zeuge Fellenberg (Thal) hatte die Autos
der Zeitfreiwilligen geſehen und beobachtet. daß einige zur Villa
Felſeneck gingen und dert von den Beſitzern empfangen und be-
grüßt wurden. Am nächſten Morgen war er nach Settelſtedt ge
gangen. Da er keinen Ausweis hatte, wurde er von dem Poſten an
gehalten, der ihm ſagte: „Anſtändige Leute haben einen Ausweis,
nur Lumpen haben keinen. Sehen Sie ſich den Chauſſeegraben
an, wer keinen Ausweis hat, wird erſchoſſen.“ Später habe er einige
Leichen gefunden. Umter den Erſchoſſenen befanden ſich wohl einige
Tunichtgute, die Mehrzahl aber ſeien tüchtige, ehrenwerte Arbeiter
geweſen. Als der Feuge darauf einige Gründe wegen der Beſchlag
nahme in Settelſtedt durch die Arbeiter angeben will, wird er lebhaft
von dem Vorſitzenden unterbrochen.

Student Kober ſagt aus, daß einzelne Leichen von einigen Be
wohnern von Settelſtedt mit Füßen getreten worden ſind. Der
Sachverſtändige und Zeuge Dr. Kind gibt an, daß nach dem
Kapp-Putſch etwa 70 Arbeiter mit Waffen nach Mechter-
ſtedt gekommen ſeien. Sie hätten dort in einem Hotel ihr Quar-
lier aufgeſchlagen und Quartierſcheine ausgeſtellt, ſonſt hätten ſie
ich vollſtändig ruhig verhalten. Am Donnerstag habe er die Nach-
richt erhalten, daß von den in Settelſtedt eingetroffenen Zeitfrei-
willigen 15 Arbeiter erſchoſſen worden ſeien. Da er dies nicht
glaubte, habe er ſich überzeugen wollen. und dann die Leichen auch
geſehen. Die Leichen haben ſeiner Anſicht nach von Anfang an ſo
gelegen, wie ſie nachher aufgefunden wurden. Eine Verwendung
von Dumdumgeſchoſſen ſei nicht wahrſcheinlich. Die Zertrüm-
merung der Schädel ſei auf die aus größter Nähe abgegebenen
Schüſſe zurückzuführen.

Notizen.
Der diesjährige Parteitag der Rechtsſozialiſten wird, wie der

Vorwärts meldet, auf Beſchluß des Parteivorſtandes für die erſte
Hälfte des Oktobers nach Kaſſel einberufen werden.

Der Zeitungskauf durch Stinnes. Nachdem die bayeriſche
Demokratie ihre beiden Münchener Hauptorgane, die Münch.
Augsburger Abendztg. und die Münch. N. N. an die Rechtsparteien
verdoren hat, ſind nun auch die Augsburger N. N. an den Stinnes-
konzern übergegangen.

Fleiſchboykott in Bayern. Die Städte München und Nürn-
berg haben beſchloſſen, zu den erhöhten Fleiſchpreiſen kein Vieh
abzunehmen und haben die Stadt Augsburg erſucht, ſich ihrem
Vorgehen anzuſchließen. Der Augsburger Stadtrat beſchloß im
gleichen Sinne.

Parteinachrichten.
Die Parteiorganiſationen zur Regierungsfrage.

Eine Vertrauensmännerſitzung der USPD. in Frankfurt (Main)beſchäftigte ſich u. a. mit der Frage, ob unſere Partei ſich an einer

Koalitionsregierung beteiligen kann. Die Verſammlung entſchied ſich
dahin, daß eine Beteiligung der Unabhängigen Sozialdemokratiſchen
Fraktion an einer Koalitionsregierung, in welcher bürgerliche Par
teien vertreten ſind, nicht nur ausſichtslos, ſondern dem revolutio-
nären Gedanken abträglich wäre. Die Wiederanfrichtung des zu
ſammengebrochenen tapitaliſtiſchen Produktionsſyſtems kann nicht Auf-
gabe ſozialiſtiſcher Parteien ſin, ſondern ihr Ziel muß ſtets darauf
gerichtet ſein, den Sozialismus ſo raſch als möglich zu verwirklichen.
Die Verſammlung ſieht in dem Wahlausfall eine weſentliche Stärkung
des revolutionären Gedankens. Das Parlament ſei jedoch nicht das
geeignete Jnſtrument, die ſozialiſtiſchen Ziele zu verwirklichen; im
Parlament könne die Auseinanderſetzung zwiſchen Kapital und Arbeit,
die eine weltgeſchichtliche Machtfrage ſei, nicht ausgetragen werden.
Daher müſſe ſie unabläſſig mit allen Mitteln weitergeführt werden.

e

Die Parteifunktionäre der USPD. von GroßBerlin und Berlin-
Brandenburg nahmen in einer ſtark überfüllien Verſammlung ine
LehrerVereinshaus den Bericht des Parteivorſitzenden Eriſpien
über die Stellungnahme des Zentralkomitees der Unabhängigen
Sozialdemokratie Deutſchlands zur Frage der Regierungsbildung ent
48 Jn der Diskuſſion eder die Diskuſſionsredner die

usführungen des Genoſſen Criſpien.a kurzen Schlußwort Criſpiens beſchloß die Verſamm-
lung einſtimmig, das Verhalten des Parteivorſtandes, die ab
lehnende Haltung zur Regierungsbildung ſei gut zu heißen und
in den Parteikreiſen in jeder Form zu unterſtützen.

Warnung vor einem Schwindler.
Der früher in der Leitung der Groß-Berliner Räteſchule ſtehende

F A Fiſter renomierte damit, er ſei mit der Vorbereitung und
Errichtung eines Erziehungsinſtituts für 1unge Arbeiter beauf
tragt, das mit Hilfe vermögender Genoſſen durch die
e ſten werden ſoll. Daran iſt kein wahres Vort d iſt
Fiſter mit ſolchen Aufträgen betraut, noch iſt von der äteſchul.
e ſolches Unternehmen geplant. Gegen Fiſter beſteht dringend
Spitelverdacht. Es ſei daher vor ihm gewarnt.

Aus der Provinz.
Die Sitzung des Bezirks Arbeiterrats,

ſie am 18. Juni nicht zu Ende gefarr werden konnte, wurde am
zeſtrigen Sonntag im Volkspark fortgeſetzt. Zunächſt wurden die
jegenwärtigen Aufgaben der politiſchen Arbeiterräte beſprochen und
uf deren zukünftige Bedeutung hingewieſen. Die ſehr lebhaft ein
hende g. Juſſion führte Zu vollemEinverſtändnis in allen Fragen.
(lle Teilnehmer waren ſich darüber klar, daß die Aufgaben der Ar
eiterräte noch längſt nicht erfüllt ſind. Weiter wurde hervor
gehoben, daß ſich die Arbeiterſchaft des Bezirks darüber einig iſt,daß die Arbeiterräte nicht ohne weiteres verſchwinden dürfen. Liege

auch ihre gegenwärtige Tätigkeit hauptſächlich auf kommunalem
Gebiete, ſo geben ſie doch den einzelnen Genoſſen Gelegenkheit, ſich
mit der Verwaltungstechnik vertraut zu machen. Einmütig wurde
der Wunſch ausgeſprochen, daß jeder Genoſſe auf ſeinem Poſten. auf
den er geſtellt iſt, verharren muß. Daß ein neues Adreſſen-
ver zeichnis herausgegeben werden ſoll, werden alle Genoſſen,
die noch als Arbeiterräte ihre Tätigkeit ausüben, erſucht ſobald wie
möglich ihre genaue Adreſſe an die Geſchäftsſtelle des Be-
zirksarbeiterrats. Genoſſen Oelßner (Halle Saale), Harz
42/44, Zimmer 36, einzuſenden.

Plötz (bei Löbejün). Dem Blatte für Arbeiter-
verdummung, den Halleſchen Nachrichten, ſcheint es um ſeinen
zukünftigen Beſtand in unſerem kleinen Orte recht bange zu ſein.
Nachdem das Volksblatt vom 1. Juni an ſeinen Einzug in
55 Familien gehalten hat, iſt das angeblich „farbloſe“, in Wirklichkeit
kapitaliſtiſche Organ ängſtlich bemüht, ſeinen Gimpelfang fortzuſetzen,
indem es allen früheren Leſern ſeine arbeiterfeindlichen, den Herren
ſtandvunkt hervorkehrenden Geiſtesprodukte übelſter Art in Frei-
exemplaren zuſtellt. Es muß dem ſauberen, „70 000 Abonnenten“blatt,
das die Unterdrückung der Arbeiterklaſſe und die Knebelung der
Arbeiterrechte befürwortet. doch nicht ganz geheuer zumnute ſein, ſonſt
würde es ſich eine ſolche Papierverſchwendung nicht leiſten. Arbeiter,
Arbeiterinnen! Laßt euch nicht noch einmal von dem Kapitaliſten-
organ betören! Vergeßt nicht, was euch dieſe von Lügen ſtrotzende
Preſſe während des Krieges über die „vorzügliche“ militäriſche Lage
und die Heldentaten der militariſtiſchen Gewalthaber, die eure Männer
und Söhne ſchwer bedrückten, täglich vorgeſchwindelt hat. Nachgerade
muß doch jeder Proletarier zu der Erkenntnis gekommen ſein, daß in
eine Proletaxierfamilie eine Arbeiterzeitung gehört. Wenn euch am
kommenden Erſten die Halleſchen Nachrichten ihr ſchändliches Preß-

wiederum aufdrängen wollen, ſo gebt ihnen die gebührende
ntwort.
Zörbig. Stadtverordnetenſitzung. Die Erhöhung der

Kreisſteuer für 192021 wurde abgelehnt. Dem Polizeiwachtmeiſter
Schmidt wurden die Umzugskoſten bewilligt dazu beantragten unſere
Genoſſen, daß die Zurückerſtattung der Koſten für den Fall, daß
Schmidt Zörbig vor 1930 verläßt, in der Magiſtratsvorlage geſtrichen
würde, womit man ſich auch einverſtanden erklärte. Die Erhöhung
der Entſchädigung für die Lehrer, welche Kirchendienſte verſehen,
wurde an den Magiſtrat zurückverwieſen. Die Gebührenordnung
für Aufbewahrung von Wertpapieren bei der Stadtſparkaſſe wurde
angenommen. Der Zuſchlag bei der Ackerverpachtung wurde nach der
Magiſtratsvorlage dem Höchſtbietenden erteilt. Mit dem Mutterhauſe
in Halberſtadt ſoll ein Abkommen zur Anſtellung einer Gemeinde
ſchweſter getroffen werden der Magiſtrat ſchlägt als Entſchädigung
1200 Mk. vor, die Stadtverordneten geben aber die Ermächtigung, bis
zu 1500 Mk. zu gehen. Die Anſtellung ſoll am 1. Juli erfolgen. Die
Gehaltserhöhung der Magiſtrats-Bureauangeſtellten Finſter und Kleiner
wurde angenommen. Von den Stadtverordneten wurde Beſchwerde
über das Gaswerk geführt, daß die Gasſperrſtunden ganz willkürlich
angeſetzt würden, iſt es doch ſchon häufig vorgekommen, daß während
der übligen Kochzeit plötzlich das Gas ausging. Dem Magiſtrats
vertreter wurde aufgetragen, dafür zu ſorgen, daß die Sperrſtundenöffentlich bekanntgegeben werden. Parteigenoſſen, beſucht nach Mög-
lichkeit Stadtverordneten Verſammlungen, damit ihr wißt, was dort
verhandelt wird.

Wittenberg. Jn der letzten Stadtverordnetenſitzung
rief die ſeit mehreren Tagen anhaltende Störung in der Waſſer
verſorgung eine längere Debatte hervor. Nach den Erklärungen des
Stadtrats Flämig iſt die Urſache in einem Defekt des Kammlagers
der Rotationspumpe zu ſuchen, nicht in beginnendem Waſſermangel,
wie vielfach geglaubt wurde. Der Uebelſtand wird nach Einfſetzen
eines neuen Kammlagers behoben ſein. Das Gehalt des neuen
Bürgermeiſters Wurm er ſoll am 15. Juli eingeführt werden
wird wie folgt feſtgeſetzt: angerechnet werden vier Dienſtjahre, An
fangsgehalt 18000 Mk., penſionsfähige Zulage 4000 Mk., wozu bis
auf weiteres ein Teuerungszuſchlag von 50 Prozent kommt. Der zwählende künftige Stadtbaurat kommt in die 12. Gehaltsklaſſe (11 260
bis 16800 Mk.). Ein kleiner Geſchäftsordnungsſtreit entſtand zwiſchen
dem Genoſſen Stadtrat. Spröte und dem Stadtverordneten Belding
wegen des Beitritts zum Verbande für das Fortbildungsſchulweſen;
die Vorlage wurde zurückgeſtellt. Hof und Wandelhalle des Lyzeums
ſollen mit Kies belegt werden, da die Pflaſterung zu teuer würde.
7500 Mk. wurden für die ſtädtiſche Badeanſtalt nachbewilligt; von
dem verſprochenen Ausbau dieſer Anſtalt ſieht man noch immer nichts.
56 543,15 Mk. Vorſchuß für die Kommunalſchulkaſſe werden aus der
Kämmereikaſſe gedeckt. Nach der neuen Beſoldungsordnung iſt das
Gehalt des erſten Bürgermeiſters Dr. Thelemann um 5260,50 Mk. zu
niedrig angeſetzt; dieſe wurden nachbewilligt. Die Gewerbebeiſitzer
ſollen nach folgenden Sätzen entſchädigt werden bis drei Stunden
10 Mk., bei mehr als drei Stunden 15 Mk. Zum Ankauf von Ziegeln
wurden 50000 Mk. nachbewilligt. Genoſſe Ziegler kritiſierte die
ſchlechte Beſchaffenheit der Steine, was Genoſſe Harpke und drei
weitere Redner beſtätigten. Die 400 jährige ErinnerungsFeier der
Verbrennung der Bannbulle hielten die Herren von der Mehrheit für
ſo brandeilig, daß ſie ohne Befragung der Kommiſſion 12000 Mk. für
die Vorbereitungen forderten. Nach einem Antrag Ziegler wurde die
Angelegenheit doch an die Kommiſſion verwieſen.

Klein-Wittenberg. Jn der letzten Parteiverſammlung
konnten erfreulicherweiſe wiederum 29 Neuaufnahmen bekanntgegeben
werden. Genoſſe Chemnitz hielt ein Reſerat über die vergangenen
Reichstagswahlen und die Regierungsvildung. Jn der Diskuſſion
ſtimmten alle darin überein, daß wir uns auf Grund unſeres Aktious-
programmes an keiner Koalitionsregierung mit bürgerlichen Parteien
beteiligen können. Den Bericht über die in Halle ſtattgefundene Be
triebsräte Konferenz gab in ausführlicher Weiſe Gen. Hilgers. Be
ſonderen Anklang fand die Erklärung der Gewerkſchaftsleitungen, daß
ſie am ſelbſtändigen Ausbau der wirtſchaftlichen Betriebsräte-Organi-
ſatton mitarbeiten wollen. Die völlig entſtellte Berichterſtattung der
bürgerlichen Zeitungen in Wittenberg mußte wieder einmal einer
ſcharfen Kritik unterzogen werden. Der Zweck der Lügenmetgode iſt
ja ganz klar. Wie es gemacht wird, dafür ſei nur das folgende Bei-
ſpiel angeführt: Es wurde behauptet, unſer Genoſſe Feuſtel habe bei
einer Verhandlung mit dem Landrat wegen Verbilligung der Lebens-
mittel geäußert, der Unternehmer könne keine Lohnerhöhung mehr
bewilligen; in Wirklichkeit hat Genoſſe Feuſtel geſagt, und das mit
Recht, daß der Arbeiter es vorzieht, billigere Lebensmittel zu er-
halten, als immer neue Lohnforderungen ſtellen zu müſſen, denn
letzten Endes läuft jede Lohnerhöhung doch wieder anf eine bedeutende
Preisſteigerung durch das Unternehmertum hinaus. Bei dieſer Ge
legenheit wurde darauf hingewieſen, daß die bürgerliche Preſſe, beſonders das Wittenhberger Tagebiatt, aus dem Arbeiterhauſe ver

ſchwinden muß. Am 27. Juni findet eine Volksblatt Agitation ſtatt,
wozu eine rege Beteiligung der Parteigenoſſen erwartet wird.

Düben. Stadtverordnetenſitzung. Der Kaufpreis für die
Muldewieſen wird aus freiwerdenden Kapitalien von 23000 Mk. ge
deckt. Der Ueberſchuß der Sparkaſſe beträgt in dieſem Jahr 90693 k.
Die Verteilung der Spartaſſenüberſchüſſe nach dem vorgelegten Ent
wurf wurde gutgeheißen; eine kleine Aendernng erfolgte inſofern, als
die Moorbadgeſellſchaft auf ihren Antrag einen Zuſchuß von 5000 Mk.
erhält. Die Pflaſterung der Neuſtraße wird vorgenommen werden,

du zuer, Erhöhung der Vergnügungsſteuer, Hundeſteuer und
verſchiedene andere Möglichkeiten.

Torgau. Die Mißſtände im Gerichtsgefängnis. Einer
maßloſen Tortur iſt der Strafgefangene ausgeſetzt, der das Unglück
hat, ſeine Strafe im Torgauer Gerichtsgefängnis verbüßen zu müſſen.
Uns wurde der Brief eines Kriegsbeſchädigten zur Verfügung geſtellt,
der wegen eines geringfügigen Diebſtahls von Gegenſtänden im Werte
von 42 Mk. zu einem r Gefängnis verurteilt worden iſt, wobei
ihm ſechs Wochen Unterſuchungshaft nicht einmal angerechnet wurden
Der Kriegsbeſchädigte, der 50 Prozent erwerbsunfähig iſt,beklagt ſich in dem au ſeine Eltern gerichteten Brief bitter über die

Behandlung, die er im r erfährt; der Vater unter
ſtreicht die gemachten Angaben und bittet uns, die Oeffentlichkeit auf
die ſchmachvollen Zuſtände im Torgauer Gefängnis aufmerkſam zu
machen. Nach dem uns zugegangenen Material ſoll der bedauerns
werte Kriegsbeſchädigte, der durch ſein Leiden in der Arbeitsfähigkeit
ſtark dehindert iſt, täglich ein Penſum von 120 Metern Rohrgeflecht
ieiſten, was übrigens kein geſunder Menſch fertig bringt. Unſerem
Gewährsmann wirft man deshalb Faulheit vor und verbietet ihm,
Lebensmittel, welche ſeine Mutter ihm mitbringt, anzunehmen. Dabet
iſt die Verpflegung die jammervollſte, die man ſich denken kann
Früh um ſieben Uhr gibt es Liter Waſſerſuppe und 70 Gramm
Brot, mittags 1 Liter Waſſerſuppe und nachmittags ein wenig
Kohlrübenbrühe zu 30 Gramm Brot. Nachdem es um 5 Uhr noch-
mals U Liter Waſſerſuppe und 30 Gramm Brot gegeben hat, muß
der Gefangene bis zum anderen Morgen um 7 Uhr, das ſind 14 Stunden
wieder hungern; jatt wird man überhaupt nigmals. Feit bekommen
die armen Menſchen nicht zu ſehen, das dicke Eſſen ſchöpfen die Kal-
fakter bei der Ausgabe jedenfalls heraus, ſodaß nur das Waſſer übrig-
bleibt. Die Behandlung der Gefangenen durch die Aufſeher und den
Inſpektor iſt empörend, der Jnſpektor redet die Gefangenen nur mit
du an Bei den kleinſten Vergehen werden von ihm ſelbſtändig Strafen
verhängt: Dann werden die Gefangenen an Ketten gelegt und.
erhalten außer 60 Gramm Brot täglich nur 3 bis 4 kalte Pellkartoffeln
Dieſe Strafe hat unſer unglücklicher Briefſchreiber ebenfalls zu koſten
bekommen, weil er ſein Arbeitspenſum nicht ſchaffen konnte. DieGefangenen ſind ſchlimmer als im ewde verlauſt, wogegen nichts

getan wird. Ueber dieſe Dinge hatte der Gefangene ſchon in mehreren
Briefen derbe Wahrheiten e nhigeer, die aber nicht abgeſchickt wurden,
weil gewiſſe Herren die Wahrheit nicht vertragen können. Es wäre
dringend an der Zeit, daß ſich der zuſtändige Herr Staatsanwalt mit
dieſen Mißſtänden etwas näher befaßte und nicht diejenigen, die da
rüber Beſchwerde führen, mit Strafen bedroht. Zur Beleuchtung
unſerer Rechtspflege wollen wir noch erwähnen, daß die geſtohlenen
Gegenſtände, derentwegen die Verurteilung zu einem Jahr Gefängnis
erfolgte, mehrere Teller, Gläſer, ein Schrubber und ähnliche Kleinig
keiten waren, die im ganzen den ſchon oben angegebenen Wert vom
42 Mk. ausmachten. Die Gegenſtände wurden im November 1919 im
Brückenkopf entwendet, wo ſie noch von den gefangenen Offizieren
untergebracht waren, während andere Diebſtähle, die in die Tauſende
gehen, mit ein paar Wochen oder Monate geahndetfwerden, und Leute
die den Staat um Millionen betrogen haben, entweder garnicht oder
nur mit einer Geldbuße beſtraft werden, erhielt unſer Gewährsmann
ein Jahr Gefängnis. Das iſt ein grauſames Urteil. Es
wäre im Intereſſe unſerer Juſtiz zu wün chen, daß jeder Strafrichter,
ehe er ſein Amt antritt, wenigſtens einen Probemonat Ge-
fängnis abſäße, die „Jahre“ würden ihm ſpäter etwas weniger
glatt vom Munde weggehen. Zum Abſitzen dieſes Probemonats
halten wir das Torgauer Gerichtsgefängnis für beſonders geeignet.

Bockwitz. Der Militärverein Kameradſchaft, nationa-
liſtiſch wie er nun einmal iſt, ſieht in der Beſchäftigung mit ſeinen
Schießprügeln die Hauptaufgabe und ſcheut ſich nicht, durch ſeine
leichtſinnige Knallerei in der Nähe menſchlicher Behauſungen das
Leben friedlicher Arbeiter zu gefährden. Genau hinter dem Ziel
ſeines ſehr ungünſtig angelegten Schießſtandes liegt nämlich, in etwq
100 Meter Entfernung, die Familienbaracke Butterberg, in welcher
zwölf Familien der Grube Marienne untergebracht ſind. Da als
völlig unzureichender Schutz nur eine Ziegelmauer von höchſtens acht
Meter Breite und vier Meter Höhe vorhanden iſt, geht mancher
Schuß daneben, ſo daß die ſchießwütige Geſellſchaft unverfroren in
die Häuſer hineinſchießt. Kein Wunder, daß ſich die Bewohner der
gefährdeten Baracke deshalb beſchwert haben. Darauf wurde an dev
Familienbaracke ein Anſchlag angenagelt, der als infame Provokakivn
aufgefaßt werden muß. Ein Frechling erdreiſtet ſich darin eine ganz
unverblümte, nicht mißzuverſtehende Drohung, die mit den Worten
endet: „Ehe ihr wart, waren wir, und wir
und ſchießen weiter.“ Es wird nun zunächſt Aufgabe der Orts
polizeibehörde ſein, die anmaßende Geſellſchaft, die da glaubt, der Ar
beiterſchaft auf der Naſe herumtanzen zu können, in die gebührenden
Schranken zurückzuverweiſen.

Weißenfels. Ein ſchwunghafter Brotmarkenhandeb
wird, wie ſchon länger bekannt iſt, in den Werksbaracken von Groß
Kayng getrieben, ohne daß es bisher gelang, die Druckerei feſtzuſtellen,
Die Marken ſind käuflich zu 1 Mk. bis 1,50 Mk. zu haben, der Um
ſatz an dieſen Marken beträgt wöchentlich 20 bis 30 Zentner
Das für die Marken erworbene Mehl geht teils nach Oeſterreich, teils
zu Wucherpreiſen an Konditoreien in Halle. Da die Kreiſe Merſe
burg und Weißenfels durch dieſen Handel ſchwer geſchädigt werden,
wurde die Annahme der Brotmarken durch Geſchäftsleute verboten.
Trotzdem beſteht der Brotmarkenhandel weiter, nur mit dem Unter
ſchied, daß man ſich das Mehl von einem benachbarten Dorfe des
Querfurter Kreiſes holt. Jn der Weißenfelſer Kreistagsſitzung ſind
dieſe Dinge ſchon zur Sprache gekommen uns will doch ſcheinen, daß
bei energiſchem Durchgreifen des Landratsamtes die Abſtellung des

Schwindels möglich ſein müßte. 2Halberſtadt. Jn Brand geſteckt wurde das Kleid eines jungen
Mädchens durch ein achtlos fortgeworfenes brennendes Streichholz.
Die Bedauernswerte hatte furchtbare Brandwunden davongetragen.
Zwei Perſonen, die helfend zuſprangen, wurden ebenfalls an Arm
und Kopf ſchwer verbrannt. Alle drei wurden ins Krankenhaus.
überführt. Die Verunglückte dürfte kaum mit dem Leben davon
kommen.

Erfurt. Zum kommiſſariſchen Regierungspräſidenten
für den Bezirk Erfurt iſt der Rechtsanwalt Thiedemann (Erfurt),
der der demokratiſchen Partei angehört, ernannt worden.

Allerlei.
Große Wald und Moorbrände in Hannover.

Infolge der Trockenheit der letzten Zeit ſind in der Provinz
Hannover große Wald und Moorbrände ausgebrochen. Das Bifſen-
dorfer Moor ſteht ſeit drei Tagen in Flammen. Das Feuer ver-
nichtete gewaltige Torfvorräte. Jn dem waldreichen Gelände des.
großen Naturſchutzparkes kam ebenfalls ein Feuer zum Ausbruch.,
Der große Wald zwiſchen WilfedeHeinbruchHeinköten ſteht in
Flammen. Viel Wild iſt umgekommen. Während der letzten Nacht
glich das ganze Gelände einem gewaltigen Feuermeer. Bei ver
ſchiedewen anderen Orten ſind ebenfalls große Wald und Moor
brände ausgebrochen, ſo in der Lüneburger Heide und auch in Oſt
friesland.

obald die finanzielle Lage es geſtattet. Der Erhöhung der Kurtare
O tum 5 Mk. wurde zugeſtimmt; hiervon ſollen tadt 25 Prozent

zugute kommen, damit ſie an den Sonntagvormittagen Platzkonzerte
deranſtalten kann. Zur Teckung des Defizits vo 25000 Mk. im
Stadthaushalt ſoll eine demnächſt ſtattfindende Sitzung über
Steuern beraten. Von unſerer Seite werden vorgeſchlagen

hat zehntau
neue
eine

Hölz nervenkrank. e
Prag, 20. Juni. Der ſächſiſche Kommunift S der ſich in der

Strafanſtalt Karthaus in Unterſuchungshaft befindet, iſt an einem
ſchweren mit Bewußtſeinsſtörungen verbundenen Nervenleiden er-
krankt. 22 ſeiner Genoſſen werden nächſter Tage in Freiheit geſetzt
werden.

Belgiſcher Vandalismus.
Aus Antwerpen wird gemeldet: Bei der deutſchen Firma

Sicks wurden geſtern die Bureaus völlig zerſtört. 500 Perſonen
drangen in das Haus ein, während Tauſende ſich draußen ange
ſammelt hatten. Alle Möbel wurden auf die Straße geworfen
und gründlich vernichtet, ebenſo ſämtliche Geſchäftsbücher. Als
die Polizei endlich erſchien, war nichts mehr zu retten.

Der Rieſenbrand in Kowno
fend Obdachloſe zur Folge.

Sprechſtunde der Redaktion von 12 bis 1 Uhr.



Verſammlungs Anzelger I6P.

Halle und suulkreiz
Sekretariat; Harz 42-44 r 23Wochentags zröfet von del und 4-7 n

Fernſprecher 1

Vorſtandsſitzung.
Diengiag den 22. Juni. nachm. 6 Uhr,im Volkspark. Burgſtraße 27.

Um 7 Uhr
Gemeinſame Sitzung

der Preßkommiſſion, des Vorſtandes
und der Funktionäre.

Beider hohen Wichtigkeit der zu behandelnden
Fragen e alle Diſtriktsführer vertretenſein. Jm Behinderungsfalle muß der Stell

vertreter entſandt werden.

Oeffentl. Verſammlung.
Wettin.

Große

öffentliche

Dienstag, den 22. Juni, abends 8 Uhr.im Kleinen chweizerling.“
Tagesordnung:

Was lehren uns die Reichstggswahlen
und unſere Stellungnahme z. Regierung.

Referent: Genoſſe Kraußer, Halle.

Der Vorstand.1780

ſo nannte ſog
Städtiſcher Verkauf von Käſe

in der Talamtſchule am Dienstag, den 22. Juni 1920.
Zugelaſſen zum Einkauf werden die Jnhaber derLedensmittelſ cheine mit den Nummern 18001-20000,
vormittags von 8--12, und nachmittags von 2—6 Uhr.Es werden an ſede Perſon eines Haushaltes
70 Gramm zum Preife von 60 Pf. abgegeben.

Gehen den éteuergbzug!

WMorgen, Dienstag, 22. Anni, nachm. 5 Ihr,
im Volkspark, Burgſtr. 27 (Gr. Saal):

Vollsverſgmmlung.
Genoſſe Peters ſpricht über:

10 Prozent Lohnubzug für 6teuern.

Arbeiter, Angeſtellte, Beamte!
Proteſt gegen die niederträchtigſte Beſtimmung im
Einkommenſteuergeſetz, gegen das infame Ausnahmegeſetz,
geſchaffen gegen das arbeitende Volk.

Der Vorſtand des Gewerhſchaftskartells.Annſde ſeinnnahngen Der Vorſtand des öbpuldemoſr. Vereins füt Hale-ögallrels (I85PD)

Heute, von 4 Uhr an: Abholen von Agitations-
Flugblättern im Parteiſekretariat.

Geöffnet bis S Uhr abends.

Heraus zum

1787

Städtiſcher Verkauf von weißen Bohnen mit Fet
in der Talamtſchule am Dienstag, den 22. Juni 1920.Zugelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber der
Lebens zmittelſcheine mit den Rummern 18001--27500,
vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber derRummern 27501-37000., nachmittags von 2--6 Uhr.
Es werden an jede Verſon eines Haushaltes 2 Doſen
zum Preiſe von 2 Mk. für die Dofe abgegeben.

Städtiſcher Verkauf von Bratfett
in der Talamtſchule am Dienstag den 21. Juni t920.Zugelaſſen zum Einkaſ werden die Jnhaber der
tebensinittelſcheine mit den Nummern 9001-13500,

vormittags von 8—12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 13. r nachmittags von 26 Uhr.
Es kann an jedzum Preiſe von
gegeben werden.

Städtiſcher Verkauf von Trockenei
(4. Sonderverteilung)

in der Talamtſchule am Dienstag, den 22. Juni 1920.Zugelaſſen zum Einkauf werden die Inhaber der
De ebensmittelſcheine mit den Rummern 8001 13
vormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 13501--18000, nachmittags von 2--6 Uhr.
Für fede Perſon eines aushaltes werden 50 Gramm
um Preiſe von 4 Mk. abgegeben. 50 Gramm
rockenei entſprechen der Güte von 5 Eiern.

Städtiſcher Verkauf von erzen
in der Talamtſchule am Dienstag, den 22. Junt 1920.ren zum Einkauf werden die Inhaber der

ebensmittelſcheine mit den Nummern 1-18000,
pormittags von 8--12 Uhr, und die Jnhaber der
Nummern 18001--37 000, nachmittags von 286 Uhr.
Gegen Vorlage des Lebensmittelſcheines können an
feden Haus halt drei Kerzen zum Preiſe von 4 Mk.
abgege en werden.

Neue Grudekarten Nr. 2.
Auf Grund der Bekanntmachung vom 6. April 1920,

z Kohlenverſorgung 182021 betr., werden in der
eit vom 21.--26. d. M. in den zuſtändigen Marken

gusgadeſtellen an dem für die Ausgabe der Brot
marken ageſe egten Tage neue Grudebezugfſcheine Nr. 2
ausgegeben. Der Stamm mittierer Teil derGrudekarte Nr. 1, welcher mit Namen und Wohnung
des Empfängers verfehen fein muß, gilt als Ausweis
ur Entgegennahme des Bezugſcheines Nr. 2. Deret iſt e vorzulegen. Für

eit vom 1.--31. Juli 1 e ten von dem gelbenGrubdebezugsſchein Rr. 2 Abſchnitte A--H, zum
Bezuge der Waſchkohle mit Zentner Briketts derAbſchnitt mit der gleichen Huchſtabenbegei nung.

Die Beſtimmungen der vorgenannten Verordnung
finden hierbei entſprechende Anwendung.

Die Ortskohlenfſtelle.

Bentzsen. [S Se
Städtiſcher Lebensmittelverkauf.

Amerikaniſche Milch markenfrei, je Doſe 4,50 Mk.ei D ietze, Konſumverein, Seidel, Simon, Sieger
ſich. Werner. Butter vom Di enstag, den 22. d. M.

n, 45 Gramm für 1,40 Mk. Brotaufſtrich vom 22.
is 26. d. M., 400 Gramm für 2 Mk. auf AbſchnittI der Lebens mittel eine Nr. 1-110 bei Abend-

roth, Nr. 111 175 bei 2 ue, Nr. 175--350 bei Blätter
mann, Nr. 351405 bei Döring, Nr. 406 150 bei
Gottſchalk, Kr. 451—615 bei Hecht, Nr. 616—700 bei

efſe, Nr. 701--760 bei Hofmann, Nr. 761 1000 bei
oyer, Nr. 1001--2135 beim Konſumverein, Nr. 2136

is 2260 bei v e. „Ar. 226 bei Reinholdüller, Kohltor, 2186 2730 bei Münzer, Markttr. 2731--2905 bei Fra nz Naumann, Rr. 2906 9013

ei Pönitzſch, Nr. 5046--3150 bei G. F. Reichartr. 3151——3250 bei Schmidt, Gertitzerſtraße, Rr. 3251
is 3360 bei Voigtmann, Rr. 3361 3675 bei Werner,
e eipzigerſtraße, Rr. 3676 4025 bei Rich. Werner,
ilenburgerſtraße, Nr. 4026 bis Schluß bei Worg.
die aufgerufenen Rummern ſind genau einzuhalten,üten oder Gefäße ſind mitzubringen. Haferſlocken

vom 22. bis 26. d. M. in allen Verkaufsſtellen auf
lbſchnitt 5 der Lebensmittelſcheine je Pfund-

aket für 1,05 k. ükſenfrüchte markenfrei,peiſehchnen 2,80 Mui., Viktoria- Erbſen 3,60 M.s Pſund in den bekannten Berkaufsſtellen. Kar
ffeln für die 17. und 18. Woche ausnahmsweiſe fe
Pfund, das Pfund für 20 Pfg. können auf einmal

entnommen werden. Käſe Dienstag, den 22. d. M.,
don nachm. 1--6 Uhr, fe 1 Stück für '80 Pf. auf Ab
chnitt 122 der Let es miteiſcheige Nr. 1051 1750.
rankenbrot 325 Gramm für
zranke auf Weißbrotkarten bei Frohne. Gutezeiteuglin r Voigt, Halleſcheſtraße. Hährniitel

für Kin Kranke und Perſonen über 70 Jahreauf Weißbroirarie en wöchentlich je e Pfund. Schmalz

vom 22. d. M. an auf Butterkartenabſchnitte der27. Woche 150 Gramm für 6 Mk.

9 Mk. für das halbe Pfund ab
P eines Hausbaltes Pfund

98 Pf. für Kinder und 2

h
3
D.

C. Ulrichstr. I

z Täglich
in den Hauptrollen:

W Erstaufführung)as r auren
Ein Abenteuer in 5 Akten.

Fnedrih en. FriſSZz SCHuIZ, wunm lalel
1785

Vorführung: 4.40 G.45

I Frühlindsm ut Lustspiel in 3 Akten. SS

Sonntags undwenn Nochentags auf allen Plätzen
I EFiniaas 31, Vur. bis 5 Uhr nachm. kleine Preise

Beginn 4 Uhr. bei vollem Programm. 8

Dampferſfahrt
Genzmerbrücke--Rabeninsel.

Regelmässige Fahrten
Sonntaxs von s Uhr.

J

DHienstags u. Freitags von 2 Vhr mit Musik.Anmeilduugen von Vereinen usw. Saalberg 14 am Sehiff.

*660 Bergman Jahnstr. 2. Tel. 43509.
lu. Dauer- Liüsche Parke „WVaſchbär“

Form 24 in 5 und 6 em am Lager.
Dieſeſbe Form in Papier.
Fabrikat Mex Edhieh,

5 em VDßd. 4,75, 6 em Dtzd. 5H,25.
Dauerwäſche Vertrieb

Kleiner Berlin 2,
1 Tr. rechts, Ecke Sternſtraße. 627

Grosser Posten

Chesterfield
Mme 525 Mark.

bei gröberer Abnahme billiger.

A. N. Berndt, Halle Ceule),

Alte Promenade G.
Anſichts Poſtkarten e. Sorten minns.

[SS S Bitterteid. Se 3
Brotverſorgung.

Da das vorhandene Weizenmehl zur Schwarzbrot-
bereitung herangezogen werden muß, ordne ich auf
Grund der Anordnung des Vorſitzenden des grels-
aus uſſes vom 10. Februar 1920 rb WMontag, den 21. Junt, wird bis auf weiteresu gerſtellung von Brötchen ſowie zum Verkauf
zein 80 prozentiges Weizenmehl mehr angewieſen.

1786

romorags g.
9 on

Die Händler erhalten zum Verkauf 85prozentiges
Gerſtenmehl ſowie 80proz entiges Maismehl. Gerſten-
v und Maismehl iſt zum Roggenmehlpreiſe zu
verkaufen. 3. Weizenauszugsmehl auf J eißbrot
karten wird nach wie vor verteilt.

Bitterfeld den 19. Juni 1920.
Delitzſch, den 19. Juni 1920.

es20 Der Magiſtrat.
Der Vorſitzende des Kreisansſchuſſes

des Kreiſes Bitterfeld.
J. V Stammer,

Pult
ler FelleundHäute

durch äie 1356
Fellannahmestelle

Halie (Saale),
Henriettenstr, 31.
ZDZ

Frauen
wendet Apotheker

Wernicke's *309
Menſtrualkur

h beiStockungen u. Un
ßrimagigkeiten der

utziekulation an.
r 33Erfolg garantiert

innerhalb 2 Tagen
Kurl 20. ur IIErtraſtark) 25,Verſand diskret g.
Rachn. Berſandhs.
Excelſior Rüruberg

a 11.
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h ar
Liſt gefu h
Floiche 5,00 Mark, zur Kur
ausreichend in Arotdeken u.
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Noeoparm. Hanr ver 49
Eh renerkiärung.

Jch erkläre diermit, daß
die von mir geg.
Kobeoi und

ich
O.
Aune
Beeſen, Hindenburgſtr.27,ausgeſprochenen eieidigungen als völlig un
wahr zurücknehme. zu
Martha Steinbach,

Beeſen, Am Mühlberg 2.

Eennege, roigcdrumt. hre

henen

e
roueb. Kehrösder.

Weiche Kragenl!
Prima Stoffe.

äanßerst 1631

12 billig
Ddeuerwäsechde

S Vertriet
A. Bern 2 T. ma Slernstrabe.

Cardnentüh,
ellſtoffgewebe wai
ar, voller Erfatz rGurdinen, Bettdecken e

110 em reit, m 200 Mk.
Roek, Krauſenſtr. I ſ.

Schrank tole Garnſtur, Chaisetorg..
Thche, Siündle, Fegervel. n. Wäsche

verkauft A. Holland.
1782 Zapfenstr. 18.
Sitz u. Liegewagen v
Kinderwäſche zu verk.1779 Schillerſtr 43 H. l

C Echie,bo.ßet k. ämpels

Feterdell., Ersmoswäsche, Hehe-
xerd, Tratterd, Piitte m. BoRen,

Sparlerstock m Silbertrücke,
Kehrschippe und Petreieunkanne
gebraucht zu verk. 1781

Bandt, Böllhergerweg 7 Hol

Ratgeber für
Kriegshinterbliebene

Stadttheater
neaterApoln- Wera nPoese i. Akt. v. H. Troller.

o zu Gastspiel von
v an Frikeine Vorſtellung. in den Hauptronien:

177 FPoeal Bookors u. T788
rig Turm Alvero,Die n gervon Närnaberg.

Jur
v e Fernruf 57388
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII IIIIII
Die sterbende Das große

Salome, lLicht.
Sensat. Känstſer- Monumentalspiel-

drama in 4 Akten. ſilm in 1 Vorspiel
Hauptdarsteller: und 6 Akten mit

Albert Steinrück) Emil Jannings
Carla ferra. CurtVespermann

Vertar.: A40 6.50 8.10. Vortädr.: 4.20 6. 30 4.50.

kau heremam Was i Viel Bl
i em köstlichenTunvielias hie t81 zu viel

Lustapiol in 1 A.I der Bebvende
d wen Vocderderene

Verſütr.: Ab0 6400 8.20.

Bexinn 4 Vhr. Beginn 4 Uhr.
Wochentags bis b Uhr Kleine Preise

beol vollem Programm
Il Matt I Piatt Bang 3,, lone I

einsehlieauzlieh Karteunstoner.

burg (Aue) bei Rudewell.
Mitte woch, den 23. d. M.,
von s Uhr abends an:

Tanzvergnügen
Tanzon R.Eo ladet ergebenst ein *828 Max Friess.

Transp portgurtegebraucht, für Pantoffelfabrikation ſowke auch

Lederklappen
von gebrauchten Sätteln, in großen Mengen

Von Regierungsrat
Erich Rossmann.

Preis 1,50 Porto 104.
Zu beziehen durch alle

Voltsblattausträger und
die Volksbuchhandlung,
Halle a. S., Harz 42541.

Pedegnde Herren
und Damen. S Jnvaliden, an allen V ſaßen geſucht zum J eines
tikels bei hoh. h
Sgrenmiyrer egen 2
auch in Marken bei W.
Nestvogel, Reidebur
Nr. 49, bei Halle. *81

Wänſche 1774
Jüthzchen od. graxinschen

(Kaukaſus) Fran
deutech. Unterncht re erteilen.

Henriettenstr. 30 T I. Tschenkell.

Deutscher

r entlaſſenGegen gute obnung
*s26 abzugeben
Nünlweg 10, pr.

Vor Ankauf wird gewarnt.

1Kleiner, m. gelbbr.re fung Beinen,
auf Pfiffi hörend, am Fr ei!
tag abd.
Bel. abzug. ſern i.

en

Ehrenovklärung.
Die Beleidigung, welche

ich gegen Herrn Wilh.
Weiss und Herrn KarlLüungrich au sgeip rochen
habe, nehme ich reuevollzurück und erkäre alles

Zſcherben, 21. Juni.
Otto Sohar.

täglichen Gebrauchs Ar-

Schäkernund

entlauf. Geg. gute h

8ängtich als unwahr. e

Sternlioht, Alter Markt 11, Tel. 1388.

C O
awenautgruct Eine Sammlung praktiſcher Anleitungen für alle

möglichen Bedürfniſſe des täglichen Lebens.

Aus dem reichen Juhalte ſei nur einiges erwähnt:
Für Garten- und Obſtfreunde und Gartenlieb-

Für Landwirtſchaft, Bienen
Etwa 50 Nummern.

Etwas 45 Nummern.
Für Geflügel- und Singvögelfreunde. Etwa 40

Nummern.

Für Sport und Spiele. Etwa 60 Nummern.Jar praktiſche häusliche Beſchäftigung und

Für Jagd, Hunde n. Angelſport. Etwa 20 Nummern.Bei Bedarf verlange man Schriften Verzeichniſſe

Zu beziehen durch die

Volksbuchhandlung,
O

S Am I18. Juni hied h nwit geg ul an men
öhebeddahnidafne Richard Cruge.
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Familien Nachrichten.

unser treusorgender Vater, der

Ottilie Cruse und Kinder.

J v. des Gertraudenfriedhbofes aus statt

Dankſagung.
ür die vielen Beweiſe herzlicher Teilnahme

beim Heinſcheiden unſeres herzensguten, viel zu
früh guirigegen Sohnes, Bruders, Schwagers,

Neffen und Couſins “g21
Alwin Krause

ſagen wir allen, die ſeinen Sarg ſo überreichmit Blumen ſchmückten, unſeren aufrichtigſten
Dank. Beſonders Dank ſeinen Freunden und

Bekannten, ſeinem Herrn Lehrer Mohrbardt, Fden Schülern der 1. Knaben und 1. Mädchen
e ſeinen treuen Fußballſpielern der J. und

5 ülermannſchaft, dem Arbeiter-Turnvereinder Fußball- Abteilung, dem Kegelklub
Gut Holz, den lieben Hausgenoſſen, HerrnPaſtor Bodenſlein, Herrn Kantor Heiſe und à

den Chorfängern.
Radewell, den 19. Juni 1920.

Jn tiefer Trauer:
Familie Paul Krause nebſt Angeßörigen.
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Nr. 142. 31. Jahrgang.

Verbandstag der Buchdrucker.
Nürnberg, 17. Juni 1920.

Vierter Verhandlungstag.
Böttcher (Leipzig) führt in ſeinem Korreferat über

Arbeitsgemeinſchaft und Jnduſtrieverband
ans: Die Frage der Arbeitsgemeinſchaft iſt akut geworden vor der
Revolution, da die durch den Krieg eingetretene innere Zerrüttung
des Kapitals in Erſcheinung trat. Die Politik der Arbeitsgemein-
ſchaft iſt eine reine Täuſchungspolitik. Für uns handelt es ſich jetzt
darum, ob wir uns von dieſer Täuſchungspolitik freimachen, oder in
ihr beharren wollen. Die Arbeitsgemeinſchaft werde von den Zentral-
vorſtänden ſchon deshalb als notwendig angeſehen, weil ſie dort be
obachten können, was die Unternehmer gegen die Arbeiterſchaft vor-

ben. Der Arbeiterſchaft ſei aber nicht damit geholfen, wenn die
Zentralvorſtände in den Arbeitsgemeinſchaften ſehen, wie die Unter-
nehmer drauf und dran ſind, den Arbeitern das Fell über die Ohren
zu ziehen. Die Arbeitervertreter haben günſtigenfalls in den Arbeits

emeinſchaften das Recht mitzuberaten, aber die. Unternehmer be
timmen über die Ausführung etwa zuſtandegekommener Beſchlüſſe.

Redner geht anf die Widerſprüche ein, die ſich aus der Mitarbeit an
den Arbeitsgemeinſchaften ergeben und bemerkt, daß es auch nicht
darauf ankomme zu wiſſen, daß das Volk betrogen werde, ſondern
den Betrug abzuſchafſen. Jn den Arbeitsgemeinſchaften liege ein un
erhörter Volksbetrug. Zur Sozialiſierung bemerkt der Redner, es
deſtänden zwei Auffaſſungen über die Möglichkeit der Sozialiſierung.
Einmal die, daß man erſt nach der Wiedererſtarkung des Kapitals
ſozialiſieren könne und dann die, daß man ſoſort zur Sozialiſierung
ſchreiten müſſe, wenn man überhanpt zum Neuaufbau der Volks-
wirtſchaft kommen wolle. Es ſei ein Unterſchied, ob man die
Sozialiſierung in wirſchaftlichen und ſtaatlichen Organen erſchleichen
wolle durch Mehrheitsbeſchluß, oder ob man zu ihrer Durchführung
die breite Maſſe des werkiätigen Volkes aufrufe. Die verfloſſenen
Wahlen ſeien der Ausdruck der Wiedererſtarkung des Kapitalismus.
An dieſer Wiedererſtarkung des Kapitalismus und damit der Stärkung
ver Reaklion tragen die Vertreter der Arbeitsgemeinſchaften, die
Zentralvorſtände und der Gewerſkſchaftsbund die hiſtoriſche Schuld.
Wenn man die Ueberfithrung der kapitaliſtiſchen Priwatwirtſchaft in
Gemeinwirtſchaften durchführen wolle, ſo komme man aus den volitiſchen
und wirtſchaftlichen Verhandlungen der Spitzenorganiſationen zu den
Kämpfen auf dem Schlachtfelde der ſozialen Revolution. Dazu aber
brauche man als Kampforgan die revolutionären Betriebsräte.

Die Revolution habe in den Betriebsräten das Jnſtrument zur
Höherentwicklung unſerer Wirtſchaft geſchaffen. Die Enteignung des
Privatkapitals müſſe mit Hilfe des wirtſchaſtlichen Betriebsräteſyſtens
durchgeführt werden. Darum fordern wir den Jnduſtrieverband auf
der Grundlage des Betriebsräteſyſtems. Der Verbandstag habe es
in der Hand, die Buchdrucker wieder zu den Pionieren der Arbeiter-
ſchaft zu machen. Wenn wir dieſen Jnduſtrieverband ſchaffen, dann
haben wir ein Organ, mit deſſen Hilfe wir das kapitaliſtiſche Syſtem
ſtürzen und dem Neuaufbau im ſozialiſtiſchen Sinne durchfuhren
können. Redner ſchließt unter lebhaftem Beifall mit dem Hinweis,
daß die Oppoſition nichts von ihren Grundſätzen preisgeben werde.

Seitz (Berlin) eröffvet die Diskuſſion über die Referate Fülle
(Berlin) und Böttcher (Leipzig) und bemerkt, Böttcher habe verſucht,
in ſachlicher Weiſe das ſchwierige Problem zu erfaſſen. Er habe zwei
Vorſchläge gemacht: einmal unſere Organiſation auf dem revolutio-
nären Betriebsräteſyſtem aufzubauen und zweitens den Bürgerkrieg
hervorzurufen. Weil praktiſche Arbeit geleiſtet werden müſſe, des-
halb bitte er, nicht auf dieſes Problem einzugehen.

Böttcher (Leipzig) ſtellt richtig, daß er nicht die Herbeiführung
des Bürgerkrieges gefordert habe. Er habe vielmehr verlangt, daß
ſich die Arbeiterſchaft auf den Bürgerkrieg vorbereite, da ſie ihm
nicht ausweichen könne.

Kotte (Berlin) vertritt in ſeinen Darlegungen nochmals den Stand-
punkt der Oppoſition über die Arbeitsgemeinſchaften. Der Bürger-
krieg werde nicht von uns hervorgerufen, ſondern vom Kapital. Es
müſſe endlich verſucht werden, mit den anderen Arbeitern im revo-
lutionären Kampfe zuſammenzugehen.

Schmitt (Berlin): Jnnerhalb des kapitaliſtiſchen Staates beſtehe
keine Möglichkeit, Einfluß auf die Produktion zu gewinnen. Man
wolle der ſozialen Revolution die Spitze abbrechen, indem man immer
wieder reformieren wolle. Es dürfe kein Friede geſchloſſen werden
mit dem Kapital in den Arbeitsgemeinſchaften. Die Vetriebsräte
müßten die Träger der künftigen Entwickiung ſein.

Stöhling (München) geht auf die lokalen Ereigniſſe in München
ein und verſucht nachzuweiſen, warum die Betriebsräte in Munchen
ſcheitern mußten. Die Sozialiſierung ſei unmöglich, weil die Arbeiter
ſchaft noch nicht ſähig ſei, die Leitung der Produktion in die Hano
u nehmen.eſſi it (Berlin): Die geiſtigen und materiellen Intereſſen der

Mitglieder müßten unter Ausſchluß aller parteipolitiſchen und reli-
giöſen Fragen gewährt werden. Es könne aber vom Verband ver
langt werden, daß er die Mitglieder zum Sozialismus erziehe. Der
jetzige Zuſtand in Berlin könne nicht weiter beſtehen, es könne keinerlei
praktiſche Tagesarbeit mehr geleiſtet werden. Unter lebhaftem Wider
ſpruch verſucht der Redner, Däumig gegen die Gewerkſchaften zu
zitieren. Redner wendet ſich zum Schlutz gegen die Schaffung eines
Verbandsausſchuſſes.

Engelmeier (Berlin)-
Kapitalismus müſſe in den

n n vus der Kaſſe des Jnduſtrieverban S sKenp u Wropagandaywecke genommen werden. Das Unter
ſtützungsweſen ſei bisher das u et geweſen. Das
müſ t (Lebhafter Veiſall. a ru Ablöſung des Kapitalismus könne keine
gleichmäßige, ſondern müſſe eine organiſche ſein. Jnnerhalb der Ge-
werkſchaften könne es aber nicht n Es müſſe mehr
wie bisher der ſozialiſtiſche Gedanke betont werden.Stafe (Leipzig, Korreſpondent) bemerkt, daß er ſich materiell
und ideell mit den Ausführungen Böttchers einverſtanden erklären
könne, ſoweit ſie ſich nicht auf parteipolitiſchem Gebiet bewegten. Jn
dem Problem einer Berufsgemeinſchaft habe er den Kollegen den
Weg aus dem Kapitalismus zu zeigen verſucht Redner legt der
Generalverſammlung eine programmatiſche Erklärung vor, ine
Durchführung der Gemeinwirtſchaft im graphiſchen Gewerbe fordert.

Neumann GBerlin) betont, daß viele Redner nicht v Sinne
ihrer Mitgliedſchaften geſprochen hätten. Dies zuigten beſonders per
ſchiedene Anträge, die ganz anders lauteten, als m 7 die Ver
treter dieſer Mitgliedſchaften hier ausgeführt hätten. kae Oppoſition
denke nicht daran, Tynamit in t er e zu legen.

Kl Stuttgart) verlangt praktiſche Arbeit.Körbe w. Voerbandsvorſtand) r a z
führungen Fülles. Barbknecht (Berlin) bohande n den
Krieg hervorgerufene Not, während Lampe e e d r
daß die künftige Entwicklung 53 e uſtrieverbandes
und der wirtſchaftlichen Räte ſich vollziehen onHaß Verſit Lithographen und Steindrucker) Die u
chaſt ſei eine Etappe, ſie ſei ein Kind des Wieder ren de
lands. Der Verband der Lithographen und Steindr r
lich der Meinung geweſen da. e W Zaph den n
gegangen werden müſſe. Die Gener mſolle re Arbeitsgemeinſchaft zum Kampfe gegen e r
ſchaffen. Mit dem Selbſtbeſtimmungsrecht beim Abſch

verträgen ſeien in dem r 33 Lithographen und S e
die beſten Erfahrungen gemacht worden.rege (Berlin, Buchbinderverband) Seit u e
bemühe ſich der Buchbinderverband um das Zuſtande Karten
Jnduſtrieverbandes. Die Unternehmer hätten ſich zu idſen Die
der Papierverarbeitenden Jnduſtriellen zuſammengech n Verband
Generalverſammlung müſſe grundſätzlich beſchließzen. daß e

pelchtieen zi itende iſtriearbeiter geſchaffen werde. Eder Papierverarbeitenden Jnduſtriec e

tritt für den Jnduſtrieverband ein. Der
Produktionsſtätten bekämpft werden. Das

Klaſſentampfgedanken getrennt werden.
des dürſten nur die Mittel für

Beilage zum Volksblatt.
Wir haben beobachten müſſen, daß die Unternehmer ſich nicht an die
Beſchlüſſe der Zentralarbeitsgemeinſchaft gehalten haben. Redner
weiſt dies an einigen Beiſpielen nach. Die Unternehmer hätten
erklärt, daß ſie an einer Arbeitsgemeinſchaft kein Jntereſſe hätten,
die ihnen nur Pflichten auferlege. Der Buchbinderverband werde
jedenfalls einen Beſchltreten (Veiſall) eſchluß faſſen, aus der Arbeitsgemeinſchaft auszu

e

Nachmittagsſitzung.
Seitz (Berlin) verlieſt einen Antrag Ebel, der die Zuſammen

faſſung aller graviſchen Organiſationen für eine Notwendigkeit erklärt.
Pucher (VBerlin, Buchdruckerei Hilfsarbeiter) weiſt daraufhin,

daß ſchon ſeit Anfang der Hilfsarbeiterbewegung von den unge
lernten Arbeitern der Zuſammenſchluß zum Jnduſtrieverband gefordert
werde. Redner ſchildert eingehend die tariflichen und gewertſchaft-
lichen Verhältniſſe unter den Hilfsarbeitern.
„Graßmann (Berlin, AGB.) bemerkt, daß er der Schaffung

eines graphiſchen Jnduſtrieverbandes ſympathiſch gegenüberſtehe. Man
müſſe jedoch die Dinge ausreifen laſſen. Redner verteidigt die Ar-
beitsgemeinſchaſten und polemiſiert gegen die Ausführungen Vöttchers.
Es ſeien die Menſchen, die die Geſchichte machten, die Sozialiſierung
der Preſſe bedente das größte Unglück für das Geiſtesleben. Unſere
Wirtſchaft ſei ſo herunter, daß man nicht an die Sozialiſierung denken
könne. Redner verſucht Kautsky zu ſeinen Gunſten zu zitieren. Jn
ſeinen weiteren Darlegungen verſucht der Redner den Nachweis zu
erbringen, daß unſere Wirtſchaft nicht reif zur Sozialiſierung ſei.
Durch den Friedensvertrag ſei Deutſchland die Entſchlußkraft nach
jeder Seite hin gebunden. Wir ſeien nicht nur wirtſchaftiich, ſondern
auch geiſtig-individuell nicht reif für den Sozialismus. (Lebh. Beifall.)

Ebel (Berlin) begründet in längeren Ausführungen ſeinen Antrag
auf Zuſammenſchluß der graphiſchen Arbeiter.

„Schweinitz (Berlin, Verbandsvorſtand) weiſt darauf hin, daß
ſeine Reſolution auf dem bereits Beſtehenden weiterarbeite und bittet
um ein Zuſammenarbeiten.

Pfingſten (Hannover) ſpricht ſich für Erhaltung der Arbeits-
gemeinſchaften aus. Das Aufgeben der Arbeitsgemeinſchaften bedeute
das Aufgeben aller gewerkſchaftlichen Errungenſchaſten.

Fiedler (Berlin) führt aus, daß die Oppoſition nicht auf den
Verbandstag gekommen ſei, um Konzeſſionen in Empfang zu nehmen,
ſondern um grundſätzliche Klärung zu ſchaffen. Sie werde nach wie
vor im Rahmen des Verbandsſtatuts ſür die Organiſation. arbeiten,
darüber hinaus aber für die Weiterverbreitung ihrer Jdeen ſorgen.
Redner wendet ſich gegen die Schaffung des graphiſchen Bundes und
fordert den Aufbau der Organiſation von unten

Albrecht (Köln) bezweifelt gegenüber der Ovppoſition, daß die
revolutionären Betriebsräte das geeignete Jnſtrument zur Durch-
führung der Kämpfe ſeien. Es müſſe in politiſchen und reltgröſen
Fragen Toleranz geübt werden, nur dann ſei es möglich, die Maſſen
zuſammenzufaſſen. Die in einzelnen Orten gebildeten Kartelle zur
Gründung des graphiſchen Jnduſtrieverbandes auf der Grundlage des
Räteſyſtems ſeien Nebenregierungen, die auf keinen Fall geduldet
werden dürften. (Beifall.)

Am Schluſſe der Nachmittagsſitzung werden noch eine Anzahl
Kommiſſionen gewählt zur Beratung der eingegangenen Anträge.

Hilger (Leipzig) ſtellt den Antrag, daß das Referat Fülle und das
Korreferat Böttchers im Wortlaut im Korreſpondent veröffentlicht
werden ſollen. Das wird abgelehnt mit dem Hinweis, daß die Bericht
erſtattung hierüber im Korreſpondent nach Möglichkeit ausführlich ſei.

Der 17. Genoſſenſchaftstag.

Halle (Saale), 21. Juni 1920.,

1920/21 ſei durch eine neue Verordnung geregelt. Die Kartoffel-
zwangs wirtſchaft und die Fleiſchvirtſchaft ſeien Trauerſpiele. Jm
übrigen ſei zu erwarten, daß die Zwangswirtſchaft die Waren viel
zu ſehr verteuere, wie man dies bei Margarine, Seife u. a. kon
ſtatieren könne. Auch die in Ausſicht geſtellte teilweiſe Aufhebung
der Zwangswirtſchaft könne keine Aenderung herbeiführen, da da-durch ja nur der Apparat der Kriegsgeſellſchaften und Behörden
künſtlich beibehalten werde.

In der Debatte über den Geſchäfisbericht liefen ver
ſchiedene Redner Sturm gegen die Neutalität der Genoſſenſchaften.
Ein Diskuſſionsredner wendet ſich energiſch gegen die Aufhebung
der Zwangswirtſchaft, da dieſe zu einer ungeheuerlichen Preis
ſteigerung führe. Redakteur Kaſch (Hamburg) weiſt darauf hin,
daß jede Meinung offene Tür in der Konſumgenoſſenſchaftlichen
Rundſchau finde.

Zum Schluſſe wurde die von Bäſtlein (Hamburg) vorgelegte
Reſolutionüber die Aufhebung der Zwangswirt-
ſchaft gegen wenige Stimmen angenommen, die in ihrem
entſcheidenden Teil wie folgt lautet:

„Der Genoſſenſchafistag ſtellt feſt. daß die zwangsläufige Ve-
wirtſchaftung der wichtigſten Nahrungsmittel nicht mehr geeignet
iſt, die Not des Volkes zu lindern und daher ſyſtematiſch abgebaut
werden muß. Die Einbeziehung der Kommunalverbände in die
Ernährungswirtſchaft führt nur zu gegenſeitigen Preistreibereien,
erhöht die Verteilungskoſten und legt die noiwendigſten Funk-
tionen in die Hände durchaus ungeceigneter Organiſationen und
Perſonen. Die Bewirtſchaftung von Milch, Fleiſch und Fettwaren
iſt baldigſt aufzuheben. Bei der Aufhebung der Vewirtſchaftung
iſt Vorſorge zu treffen, daß die Velieferung von Kranken und
Kindern gewährleiſtet wird. Für die Vewirtſ
toffeln empfiehlt ſich ein Uebergangsſtadium in der Weiſe, daß ein
zur Gewährung eines Exiſtenzminimums an die minderbemittelte
induſtrielle Bevölkerung benötigter Teil der Kartoffeln bewirt-
ſchaftet, der Reſt frei gehandelt wird. Dieſe Methode dürfte bei
ordnungsgemäßer Durchführung dahin führen, daß auch mit bem
ne der Bewirtſchaftung von Brotgetreide begonnen werden
ann.
Ueber den Abſchluß eines Reichsrahmentarifs

mit den Bäckern und Transportarbeitern referierte
Auguſt Kaſch (Hamburg). Hierzu wurde folgende Reſolution
gegen drei Stimmen angenommen:

„Die Genoſſenſchaften ſind der Auffaſſung, daß genoſſenſchaft-
liche Reichstariſe keine Berechtigung mehr haben und in der Praxis
im allgemeinen durch einheitliche Abmachungen für das Geſamt-
gewerbe durch Reichstarife oder durch Abmachungen an den ein-
zelnen Orten erfaßt werden. Die Genoſſenſchaften verkangen, daß
ihre gemein wirtſchaftlichen Unternehmungen hierbei keine un-
qünſtigere Behandlung erfahren als die privatkapitaliſtiſchen Be
triebe. Sie lehnen eine unterſchiedliche Bewertung von Groß- und
Kleinbetrieben als unverantwortliche Hemmung des Ausbaues der
Gemeinwirtſchaft grundſätzlich ab. Die Genoſſenſchaften erklören
ſich ausdrücklich bereit, wie bisher über die allgemeinen Verpfich-
tungen hinaus ihre ſozialen Fürſorgeeinrichtungen zu erhalten
und auszubauen.“

Die vom Bäckerverband in den Großſtädten beantragte und gegen
die Geſetzesbeſtimmung durchgeführte Mehlkontingen-
tierung fand auf dem Genoſſenſchaftstag von keiner Seite
Gegenliebe, ſondern wurde allgemein ſcharf verurteült,
weil ſie die Großbetriebe einſchnürt und zur Verteuerung des
Brotes weſentlich beiträgt. Dieſe Mehlkontingentierung erſcheint
als kein geeignetes Mittel zur Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit.

Das konſumgenoſſenſchaftliche Fortbildungs-
weſen behandelte Sterakowſky (Hamburg). Die Fortbildungs-

Jn den Tagen vom 12. his 14. Juni hat in Bad Harzburg der
Genoſſenſchaftstag des Zentral verbandes deutſcher
Konſumvereine ſtattgefunden. Dem Ueberblick, den
Heinrich Kaufmann (Hamburg) unter Bezugnahme auf den
rorliegenden Jahresbericht über die Entwicklung des
Zentral verbandes deutſcher Konſumvereine imVerſchtsjahre gab entnehmen wir: Durch die gewaltige Ent-
wertung des Geldes war für die Aufrechterhaltung der Warenlager
der Konſumvereine die doppelte und dreifache Summe erforderlich.
Daraus ergab ſich die Notwendigkeit, das genoſſenſchaftliche Be
triebskapital zu ſtärken und deshalb wurde durchweg die Erhöhung
der Geſchäftsanteile auf 200 Mk. beſchloſſen; den Reſerven iſt
1 Prozent des Umſatzes zuzuführen. Mit dem Allgemeinen Ver-
bande der deutſchen Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaft wurden
Vereinbarungen getroffen zwecks Uebertritts zu dem Zentral-
verband deutſcher Konſumvereine. Dieſe Beſtrebungen haben auch
zu dem Freien s in der funt genonenanikeen a niral-
verbände geführt. Durch die Zuſammenarbeit ſind die verſchiedenen
Genoſſenſchaftsverbände einander näher gekommen. Der vor
erwähnte Allgemeine Verband tritt am Ende dieſes Jahres zum
Zentralverband deutſcher Konſumvereine über und ſoll nach Maß
gabe ſeiner Stärke innerhalb des Zentralverbandes zur Geltung
kommen. Damit iſt ein weſentlicher Schritt zur Vereinheit-
lichung der deutſchen Konſumgenoſſenſchafts-
bewegung getan. ie Vorausſetzung einer fruchtbringenden
konſum genoſſenſchaftlichen Zuſammenarbeit ſei die Wahrung
ſtrengſter Neutralität in allen politiſchen und religiöſen Fragen.
Der Zentralverband will den Konſum organiſieren, nicht durch
Zwang, nicht durch Gewalt, nicht durch Terrorismus, ſondern durch
den freien Willen und die freie Ueberzeugung der Konſumenten,
und auf dieſer Grundlage des organiſierten Konſums will der
Zentralverband produzieren. Der Konſument ſoll frei ſein: man
gewinnt ihn nur, wenn man den bewußten Konſumentenwillen
wweckt, wenn durch wirrſchaftliche Leiſtungen woertichaftitch V toele
geboten werden, d. h. wenn wirtſchaftlicher gearbeitet wird als bei
dem Privatkapital. Dazu bedarf es der unabläſſigen Arbeit. Auf
dieſem Grunde wird das konſumgenoſſenſchaftliche Haus feſt und
ſicher gebaut werden, in dem das Volk nach eigenem Willen und
zu eigenem Nutzen ſeine wirtſchaftlichen Angelegenheiten ſelbſt
verwaltet.

Hugo Bäſt lein (Hamburg) referierte über die wirtſchaft
lichen Maßnahmen des Vorſtandes. Er zeigte an ver-
ſchiedenen Beiſpielen, daß auch nach den Richtlinien vom 4. Januar
1919 verſchiedene Reichsſtellen und hauptſächlich Kommunal-
verbände immer und immer wieder die Verſuche machten, die Kon
ſumvereine im mittelſtändleriſchen Intereſſe zu unterdrücken.
Gegen dieſe Verſuche wird deshalb entſchieden Stellung genommen,
weil ſie der jetzigen Zeit unwürdig ſind. Auch bilde der Bureau-
kratismus der Regierungsmaſchinerie heule noch immer ein großes
Hindernis, daher komme in der Praxis oftmals eine ganz andere
Auswirkung der miniſteriellen Erlaſſe. Die erforderliche Ver
tretung im Reichswirtſchaftsrat ſowie das in Ausſicht genommeneKommunaliſierungsgeſetz und ſchließlich die Unmenge der Steuer
geſetze hätten dem Zentralverband deutſcher Konſumvereine Ver
anlaſſung gegeben, wiederholt einzugreifen um die erforderlichen
Ankräge auf Abänderung zu ſtellen. Die neue Verordnung des
Reichswirtſchaftsminiſteriums, betreffend den Beilritt der Ve-
amten zu den Konſumvereinen, gibt endlich den Beamten volle
Klarheit; ſie können ohne Ausnahme den Konſumvereinen bei
treten.

Das Kapitel Aufhebung der Zwangs wirtſchaft wird
von Bäſtlein eingehend erörtert. Der Referent nimmt auf die ver-
ſchiedenen der Zwangswirtſchaft unterliegenden Artikel Vezug und
hemerkt, daß eine Kritik an der Zwangswirtſchaft nicht der heuti-
en Regierung geite, ſondern einer Zwangswirtſchaft, die voll-
ſtändig zuſammengebrochen ſei. Die heutige Regierung habe et
hrem Antritt die Zwangswirtf chaft vorgefunden und ſie zunächſt

ü tei if ſchloſſ den.müßten Reichstarife abgeſchloſſen wert
finden alauhten.der Arbeitsgemeinſchaft zu haben wir nicht gefunden.

auch weiter durchführen müſſen. Das ſei jedoch nur möglich wenn
ſie nicht nur auf dem Papiere ſteht und den Einwohnern die
Lebensmittelkarten überreicht werden. ſondern wenn auch die Ein
wohner die ihnen darauf zuſtehenden Waren erhalten. S on
die Verordnungen über die Zwangswiritſchaft ein Fetzen Papier
und es ſei dringend notwendig ſich mit dem Abbau der Hwangan
wirtſchaft zu beſchäftigen. Die Getreidewirtſchaft für das Zahr

A

kommiſſion des Zentralverbandes ſetzt ſich mit der Einrichtung von
Halbjahrskurſen das Ziel, beſfähigte Leute im Alter von etwa 25
bis 40 Jahren, die mit der genoſſenſchaftlichen Praxis hinreichend
vertraut ſind, mit jenem Wiſſen auszugeſtalten, das notwendig iſt.
in der Konſumgenoſſenſchaftsbewegung verantwortliche Stellungen
einzunehmen. Jn einer zu dieſem Punkte angenommenen Reſo-
lution wird unter anderem geſagt:

„Der Genoſſenſchaftstag betont wiederholt mit Nachdruck die Be-
deutung der genoſſenſchaftlichen Vildungsarbeit für die weitere
Ausbreitung der konſum genoſſenſchaftlichen Bewegung und erklärt
ſich mit dem weiteren Plan der Fortbildungskommiſſion a. f Ab-
haltung von Wander- und Spezialkurſen für die Funktionäre des
Konſumvereins einverſtanden.“

Hierauf wurde noch eine Reihe geſchäftlicher Angelegenheiten
erledigt. Die Jahresrechnung wurde genehmigt, dem Vorſtande
Entlaſtung erteilt und die Verteilung der Zuwendungen an die
Reviſionsverbände vorgenommen.

Bei der darauffolgenden Wahl wurden die alten Vorſtands-
mitglieder und Ausſchußmitglieder wiedergewählt. An Stelle des
cusgeſchiedenen früheren Unterſtaatsſekretärs Aug. Müller tritt

ug. Kaſch (Hamburg). Wegen Arbeitsanhäufung im Vorſtande
wurde Hoffmann (Magdeburg) als weiteres Vorſtandsmitglied
berufen.

Damit waren die Verhandlungen des Kongreſſes beendet.

Gewerkſchaftliches.
Der Eiſenbahnerverband gegen klaſſenbewußte

Funktionäre.
Jn den Gewerkſchaften, die ſich auf die Arbeitsgemeinſchaft ein

geſchworen haben, kann man Funktionäre nicht gebrauchen, die
auf dem Voden des Klaſſenkampfes ſtehen und ſich nicht mit
Harmonieduſelei einſeifen laſſen. Daher hat auch der Hauptvor-
ſtand des Deutſchen Eiſenbahnerverbandes bereits zum vierten-
mal, dem von der Ortsgruppe Berlin einſtimmig in die Orts-
verwaltung gewählten Genoſſen Geſchke die Beſtätigung ver-
ſagt. Das letzte Mal unter Drohungen, die deutlich zeigen, daß
der Hauptvorſtand die Abſicht hat, die größte Ortégruppe aus
dem Verbande hinauszudrängen, falls ſie darauf
beharren ſollte, Geſchke zum Vorſitzenden zu wählen. Gegen Ge-
noſſen Geſchle wird der rehterliche Vorwurf erhoben, daß er die
Abſicht habe, die Eiſenbe evolutionieren.

Jm weſentlichen iſt auch Fall nur eine Erſcheinung in
dem nun faſt allgemein g en Kampf der groß ſtädtiſchen
Arbeiter gegen die Arbe zgemeinſchaftspolitik
der alten Gewerkſchaftsburea. Hier liegt nur ein beſonders
kraſſer Fall vor. Diejenigen, znſt immer über Spaltungs-
abſichten zetern, wenn ſich eine tion gegen ſie bemerkbac
macht, ſind ſofort bereit, eine der ſten Gewerkſchaften zu
zerſchlagen, um einen ihnen unbeque nktionär zu beſeitigen.
Leute, die ſonſt immer vorgegeben reinſte Demokratie
n betätigen, ſchrecken vor der brutalſten S ktatur nicht zurück,
wenn ihre feſten Sitze anfangen wacklig zu werden.

Die Ortsgruppe Berlin hat, um einer Sprengung des Verbandes
vorzubengen und um auf dem bald ſtattfindenden Verbandstag

ne gründliche Abrechnung vornehmen zu künnen, vorläuf'z nach-
gegeben. Es iſt zu hoffen, daß auch die Eiſenbahner im Reiche bald
rkennen, nach welchen Grundſätzen ihr Verband heute ge-
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 21. Juni 1920.

Der Streik im Elekerizitätswerk beendet.
Noch am Sonnabend nachmittag nahmen die Vertreter des Magi

ſtrats mit den Organiſationsleitungen der Gemeinde und Staats
arbeiter, der Transport- und Metallarbeiter Fühlung, um eine
Grundlage zur Beilegung des Streiks zu ſchaffen. Rachdem man
eine Verhandlungsbaſis gefunden hatte. wurden am Abend im
Beiſein der Streikvertreter bis in die Nacht hinein die Verhand
lungen fortgeſetzt. Man erzielte ſchließlich eine Einigung. Der
Magiſtrat gab am Sonntagmittag ſeine Zuſtimmung zu den ge
faßten Beſchlüſſen.

m die Stadt vor weiterem Schaden zu bewahren, nahmen die
Streikenden am Sonntag die Arbeit ſofort wieder auf. Schon um

Uhr war das Gleichſtromnetz mit der Dieſelmotoranlage voll
ſtändig in Betrieb. Gegen 3 Uhr war auch das Drehſtromn
wieder in Ordnung. Der Straßenbahnverkehr konnte freilich nie
zufgenommen werden. weil die Dampffeſſelanlage nicht glei
wieder in Betrieb geſetzt werden konnte. Heute, Montag, frü
à Uhr fonnte die Stromabgabe wieder in vollem Umfang erfolgen.
Bei den Verhandlungen wurden die Löhne wie folgt feſtgelegt:
Für Handwerker 5,45 Mk. p. Std., für angelernte Arbeiter 535
Mark p. Std., für ungelernte Arbeiter 5.228 Mk. p. Std., für
weibl. Arbeiter 3 Mk. p. Std.

Die Techniſche Nothilfe, die krampfhafte Bemühungen machte,
die Notwendigkeit ihres Daſeins zu beweiſen und ſich ſogar nach
Berlin wandte wurde freilich nicht eingeſetzt, da der Regierungs
präſident von Merſeburg die Erklärung abgab, daß ein Notſtand
wicht vorliege. Auch die Oberpoſtdirektion war beim Oberpräſi-
denten wegen Einſetzung der Techniſchen Nothilfe vorſtellig ge-
worden. Das Vorgehen der Techniſchen Nothilfe beweiſt von
nenem, daß dieſe weiter nichts als eine Streikbrechergarde iſt, da
Fe ſelbſt bei dieſem Streik, wo es ſich doch um eine reine Lohn-
hewegung handelte, den Streikenden in den Rücken fallen wollte.

Fort mit dem Bureaukratismus aus der Allgemeinen
Ortskraukenkaſſe!

Ein Kaſſenmitglied ſchreibt uns: Die augenblicklich beſtehenden
Differenzen zwiſchen den Aerzten und den Krankenkaſſen ſind von
deſonderer Bedeutung für den „Kaſſen-Patienten“ und verdienen
deshalb auch die größte Beachtung der Kaſſenmitglieder. Es haben
fich jetzt Zuſtände herausgebildet, durch die den Zwangsmitgliedern
der Krankenkaſſe erhebliche wirtſchaftliche Nachteile entſtehen. Die
fofortige Beſeitigung dieſer Mißſtände liegt freilich außer
Macht der Mitglieder, da ja bekanntlich Beſchwerden und Be-
mängelungen aller Art den vorgeſchriebenen Jnſtanzenweg durch
das Verſicherungsamt gehen müſſen. Und dieſes nimmt ſich in der
Bearbeitung ſolcher Angelegenheiten, wie eben auch andere Be
hörden, die dazu „nötige Zeit“.

Die Allgemeine Ortskrankenkaſſe hat angeordnet, daß ihre Mit-
Ilieder ſich bei einer Konſultation vom Arzt nach Entrichtung des
Honorars eine „ſpezifizierte“ Quittung ausſtellen laſſen müſſen,
wenn ſie ihre Auslagen von der Kaſſe ſofort zurückerſtattet
haben wollen. Andererſeits aber weigert ſich die Allgemeine
Ortskrantkenkaſſe „beharrlich“ die, oft nicht geringen, baren Aus-
lagen den Kaſſenmitgliedern zurückzuzahlen. Die Aerzte haben
dagegen von ihrem Verbande ausdrückliche Anweiſung erhalten,
„ſpezifizierte“ Quittung den Krankenkaſſen gegenüber unter allen
Umſtänden zu verweigern, da hierdurch die ärztliche „Schweige-
pflicht“ aufgehoben würde, die beſonders bei den „verſchwiegenen
Krankheiten eine weſentliche „Rolle ſpielt“,

Dieſe beiden Grundſätze ſtehen ſich einander ſchroff gegenüber
und es ſcheint, daß eine Löſung gar nicht ſo leicht zu finden iſt.
Da jedoch unter dieſem Uebelſtand gerade die Krankenkaſſenmit-
glieder am meiſten zu leiden haben, iſt es die unbedingte Pflicht
der Ortskrankenkaſſe, die doch bekanntlich in erſter Linie die
Intereſſen ihrer Mitglieder vertreten ſoll, der Sache nun endlich
ine beſſere Wendung zu geben, um die Kaſſenmitglieder, die in

dieſen ſchlechten Zeiten ohnehin durch die enorm hohen Mitglieds-
heiträge (bis 36 Mk. monatlich!) an ihrem Geldbeutel empfindlich
eiden, vor weiteren derartigen Ausgabe zu bewahren. Die
Krankenkaſſe muß eben auf „die ſpezifizierte Quittung“ ver
zichten und den Mitgliedern die Beträge der vorgelegten kaſſen-
ärztlichen Beſcheinigungen „ohne weiteres“ auszahlen.

Dieſes Verfahren iſt im Jntereſſe der Allgemeinen Ortskranken-
kaſſe ſchon deshalb möglich, da ja bekanntlich nach Beilegung des
Konflikts ſowieſo eine genaue Abrechnung zwiſchen Aerzten und
Kaſſen erfolgen wird. Das Verſicherungsamt wird ja ohnehin
bei Beſchwerden dieſer Art nicht anders, wie hier angedeuter, zu
gunſten des Kaſſenmitgliedes entſcheiden können. Darum fort
mit dem Bureaukratismus aus der Allgemeinen Ortskranken-
faſſe!!

Sonntagsruhe im Barbier und Friſeurgewerbe.
Der Verband für Friſeur und Haargewerbe ſchreibt uns: Seit

etwa einem Jahre kämpfen die Gehilfen im Haargewerbe um die
Finführung der völligen Sonntagsruhe. Schon im September 1919
hatten ſich die Vertreter der in Frage kommenden Arbeitgeberver-
inigungen vor dem Schlichtungsausſchuß unterſchriftlich ver
pflichtet, für die Einführung der geſetzlichen Sonntagsruhe im Ge-
werbe bis zum 1. Januar 1920 Sorge zu tragen. Aber nur die
Perrütkenmacher-- Damen- und Theagterfriſeur-3wangsinnung
hatte die notwendigen Unterſchriften geleiſtet. Die Barbier- und
Friſeurinmrng und die Freie Vereinigung ſelbſtändiger Barbiere
hatten die Einlöſung ihres gegebenen Verſprechens auf jede Weiſe
hintertrieben.

Auf erneutem Antrag der Gehilfen hat nunmehr der Schlich
tungsausſchuß einen Spruch gefällt. wonach die Arbeitgeber im
Haargewerbe innerhalb 14 Tagen bei der zuſtändigen Behörde den
Antrag auf geſetzliche Einführung der Sonntagsruhe ab 1. Oktober
1920 zu ſtellen haben. Bis dahin iſt jedem Gehilfen für eine drei-
ſtündige Sonntagsarbeit ein freier Wochentag zu gewähren. Wäh
rend zwei Arbeitgeberorganiſationen ſich mit dem Schiedsſpruch ab
finden, läuft die Barbier-, Friſeur- und Perrückenmacher-Jnnung
dagegen Sturm und will ſich ihren alten Zopf der Sonntagsarbeit
nicht abſchneiden laſſen.

An alle Angeſtellte, Arbeiter und Arbeiterinnen ergeht nun ein
Aufruf der organiſierten Gehilfen im Haargewerbe, ſie in ihrem be
rechtigten Kampfe um die Sonntagsruhe zu unterſtützen. Kein
organiſierter Arbeiter, Angeſtellter oder Be-amterdarfſichvonnungan noch Sonntags im Haagar-
gewerbe bedienen laſſen. Nur ſo können die rückſtändigen
IJnnungen gezwungen werden, auch ihren Gehilfen und Lehrlingen
das Recht auf den freien Sonntag zu gewähren. Jeder zeige, daß
die Solidarität der Geſamtarbeiterſchaft kein leerer Wahn iſt.“

Angeſtellte, Arbeiter und Arbeiterinnen!

t Ken und Samrhags kein
haft freier

chaftskartell e (Saale).

Es geht ihnen immer noch gut.
4 Jn der Kieler Zeitung iſt folgendes intereſſante Jnſerot zu leſen:

Frauen und Töchter
Ein einmaliger 10ſtündiger Tafeldeck- und ServierKurſus,

verbunden mit Anſtandslehre,
nur für Damen der Geſellſchaft

und im Haushalt,
beginnt am Donnerstag, den 3. Juni, 3 Uhr im „Haus der
Landwirte“, kleiner Saal. Lehrgang: Modernes Decken
feſtlicher Frühſtücks, Mittag und Abendtafel, zum 5 Uhr
Tee, W. feſt, Kaffeekränzchen, fliegende Tafel uſw. Ein-
ladung, Empfang und Plazierung der Gäſte, geſellſchaftliche

Bräuche. Serviettenbrechen bis 20 Figuren.
Wie ſollen wir eſſen

Honorar: 21 Wark, möglichſt bei Anmeldung zu zahlen.
P einer Zeit, da die arbeitende Bevölkerung die ſchwerſten Sorgen

in der Ernährungsfrage durchmachen muß, in einer St da Tauſende
von Proletariern täglich vor der bangen ſtehen Was ſollen
wir eſſen veranſtaltet die Bourgeoiſie Kurfe über das Thema: Wie
ſollen wir eſſen

Metallarbeiter. Der Plan zu der Zuſammenfaſſung der Betriebs
räte im D. M.V., wie er vom Vorſtand und erweiterten Beirat be
ſchloſſen wurde, iſt im Druck erſchienen und kann im Burean von den
Betriebsräten und Vertrauensleuten abgeholt werden. Es iſt not-
wendig, daß die Kollegen vor der am Dienstag; den 22. Jnni, ſtatt
findenden Sitzung in dieſen Plan Einblick nehmen, zumal der Stutt-
garter Beſchluß eine beſondere Organiſation (Betriebsrätezentrale) und
beſondere Beiträge ablehnt. Kollegen! Behandelt die Betriebsräte
ihrer Bedentung gemäß, erſcheint, wenn ihr gerufen werdet, vollzählig.
Wer noch keine Legitimation hat, muß ſie abholen.

Die Ortsverwaltung.
Deutſcher Eiſenbahnerverband. Wir teilen hierdurch unſeren

Mitgliedern, welche während der Betriebsratswahl am 6. Juli in Ur-
laub ſind, mit, daß ſie ihr Wahlrecht ausüben können. Stimmzettel
zu den örtlichen, Bezirks- und Hauptbetriebsräten ſind bei den Wahl-
vorſtänden entgegenzunehmen. Tue jeder ſeine Pflicht.

Die Ortsverwaltung.
Auf das Konzert des Arbeiter-Sängerchors, das am Mittwoch,

den 23. Juni, abends 8 Uhr im Volkspark ſtattfindet, wollen wir noch
mals ganz beſonders hinweiſen. Das Programm iſt künſtlerlſch ſehr
geſchmackvoll zuſammengeſtellt. Wir finden da unter anderem den
grotzen dramatiſchen Männerchor von Paul Kurz. An dieſem Chor
werden die ArbeiterSänger zeigen können, wie weit ſie das Publikum
mit in dem Sinne des Dichters fortzureißen verſtehen. Weiter finden

„Wir wandeln alle“, von Hugo Kaun, eine Kompo-wir den Chor:
ſition, welche in ihrer Tonmalerei große Anforderungen an die Sänger
ſtellt. Den Glanzpunkt wird jedoch für dieſen Abend der Chor „Alaska“,
Ballade von Heinrich Zöllner, bieten. Dieſe gewaltige Kompoſition
ſetzt einen gutgeſchulten Chor voraus, und der Arbeiter-Sängerchor
in Halle bringt als erſter Verein dies große Chorwerk dem Publikum
zu Gehör. Der Eintrittspreis iſt trotz der hohen Unkoſten den Ver-
hältniſſen angepaßt, er beträgt im Vorverkauf 2,50 Mk., an der Abend
kaſſe 3 Mk. Karten ſind bei allen Mitgliedern zu haben.

Eine neue Schwurgerichtsperiode beginnt heute, Montag, im
Landgerichtsgebäude, Poſtſtraße. Da es die Staatsanwaltſchaft nicht

Termine mitzuteilen, ſo ſind wir auch nicht in der Lage, ſchon heute
unſere Leſer davon in Kenntnis zu ſetzen.

Tumultſchäden. Wegen der Schäden, die an beweglichem urd
unbeweglichem Eigentum, ſowie an Leib und Leben im Zuſammen
hange mit inneren Unruhen durch offene Gewalt oder durch ihre Ab-
wehr unmittelbar verurſacht worden ſind, beſtehen nach dem neuen
Tumultſchadengeſetz vom 12. Mai 1920 Erſatzanſprüche gegen das
Reich in folgenden Fällen: 1. für Anſprüche aus Schäden nach Jn-
krafttreten des neuen Geſetzes; 2. für Anſprüche aus Perſonen
ſchäden ſeit dem 1. November 1918; 3. für Anſprüche aus Ver-
mögensſchäden ſeit dem 1. November 1918, wenn auf Grund des
bisherigen Tumultſchadengeſetzes die Anmeldefriſt verſäumt
worden iſt; 4. für Anſprüche aus Bermögensſchäden ſeit 1. November
1918, falls das Reichsgericht wegen enger Auslegung des Preußi-
ſchen Tumultſchadengeſetzes eine Haftung der Gemeinden verneinen
ſollte. Die Anmeldung iſt in den Fällen zu 1. binnen drei Monaten
nach Eintritt des Schadens, in den Fällen zu 2. bis 4. binnen drei
Monaten nach Jnkrafttreten des Geſetzes, alſo bis zum 14. Auguſt
1920 exneut zu irken. Anmeldungsſtelle iſt der für die Entſchei
dung über den Anſpruch zuſtändige Ausſchuß und ſolange ein ſolcher
nicht gebildet iſt, der Gemeindevorſtand der Gemeinde, in deren Be
zirk der Schaden verurſacht worden iſt. Denjenigen, welche aus den
Unruhen in Halle ſeit November 1918 Anſprüche für Perſonen
ſchäden oder Sachſchäden geltend zu machen oder Vermögensſchäden
aus jener Zeit verſpätet angemeldet haben, wird daher empfohlen,
nunmehr ihre Anſprüche erneut bis ſpäteſtens 14. Auguſt 1920 beim
P ſtrat hierſelbſt als dem einſtweiligen Ausſchuß ſchriftlich anzu
melden.

Eine Familie mit drei Wohnungen. Jm Hauſe Steinweg 52
hat die Familie Zaubitzer drei Wohnungen inne. Und zwar eine
im erſten Stockwerk gelegene Vorderhauswohnung, die in der
gleichen Etage gelegene Wohnung des Hinterhauſes und eine
weitere Wohnung im Erdgeſchoß neben dem Reſtaurant. Außer-
dem wird noch ein großes Vereinszimmer von der Familie Z. zu
Wohnzwecken verwendet. Die ſechsköpfige Familie benutzt alſo,
das Vereinszimmer mit eingerechnet, neun große luftige Zimmer,
zwei Küchen und drei große, geräumige Korridore, die ſehr gut
zu Wohnzwecken umgewandelt werden könnten. Außerdem hat
die betreffende Familie noch eine ſogenannte Mädchenkammer in
der vierten Etage, die auch leerfteht. Die Familie mit den drei
Wohnungen hält ſich faſt den ganzen Tag im Reſtaurant und in
den dazu gehörigen Wohnräumen auf, ſo daß die oberen Woh-
nungen immer leerſtehen. Der Hausbeſitzer Heller mit den

iKohnunger Und wir haben in Halle ein Wohnungsamt, das uns

von Zeit zu Zeit Bekanntmachungen über die Beſchlagnahme von
Doppelwohnungen und hie und da auch eine „Berichtigung“ ſchickt.

Geſetzliche Regelung der Mietzinsſteigerung. Da am 1. Juli
vorausſichtlich wieder viele Mietzinsſteigerungen vorgenommen wer-
den, ſo machen wir die Mieter darauf aufmerkſam, daß ſie berechtigt
ſind, gegen jede unberechtigt erſcheinende Steigerung das Miet-
einigungsamt anzurufen. Zur Klärung der Frage über Mietzins-
ſteigerungen ſteht eine landesgeſetzliche Regelung unmittelbar bevor.

Abſtimmung in Oft- und Weſtpreußen. Die Zahl der für die
Sonderzüge am 4, 5. und 6. Juli zur Verfügung ſtehenden Freifahrt

Indem wir auf vorſtehenden Artikel verweiſen, erſuchen wir al le
Mitglieder der uns angeſchloſſenen Organi-

ſcheine hat ſich erbeblich vermehrt und es wird hierüber am Dienstag
Abend 7 Uhr, gelegentlich des für die Abſtimmungsberechtigten, in der

für nötig hielt, der Preſſe diesmal die Reihenfolge der einzelnen O

Wohnungen iſt alſo überboten durch die Familie mit den drei

Käuberiſcher Ueberfall, Geſtern e wurde einemFeldwege in Nähe des Gertraudenfriedhoſes eine Wende
rſon von mehreren fungen Burſchen angefallen, um ſie berauben.

urch das Hinzukommen eines Arbeiter wurde der van vereitelt.
urkſche konnte feſtgenommen werden.Ein

Diebesgut. In letzter Nacht wurden in der Schul
Männer mit einem beladenen a en beobachtet.

ſtraße
Als ſie die

änner, unter Zurücklaſſung
r Wagen war mit Seife, Zucker, Kuchen

e eine ger a r haben die Männere un ei e Diſind ſichergeſtellt. w. hurn gelaſſen Die Sachen
Selbſtmorde. In der Zeppelinſtraße verübte ein Dienſtmädch

Selbſtmord durch inatmen von VLeucht i inem ein Handelsmann durch vo im tn der al
ie Gasabgabe erfolgt von Montag, den 21. Juni, vormitta11 Uhr an, wieder in den dekannten abend tereite 11 -3 e

mittags, 6—11 Uhr abends und 5——8 Uhr morgens.
Aus dem Zoologiſchen Garten. Von allen Tieren eines

zlogiſ hen Gartens erregen meiſt das größte Intereſſe die Jung-
iere, die mit ihrem drolligen Weſen, mit ihren o täppiſchenund unbeholfenen Bewegungen, mit ihrem ren e

Polizeibeamten bemerkten, ergriffen die
des Wagens, die Flucht.
und einigen Paketen Kakao

bei jung und alt Freude erwecken. Schon manche ſolcher Jungtie während dieſes Frühlings in unſerem Garten W
z Ske Sitten unter ihnen ſind ſechs muntere

e ie i iSult Fen ildſchweine, die ihren Eltern ſo gar nichtSie tragen ein viel helleres Kleid, das mit Längeverziert iſt. Erſt wenn ſie älter geworden ſind, nehmen
dieſe munteren Burſchen, die S im mutwilligen Spiel oft gegen
ſeitig boxen, die ſ warze Färbung und das borſtige Klei der
Eltern an. Ebenfalls eine beſondere Jugendkleidung haben die
gen Damkhirſche, die jüngſten Jnſaſſen des Gartens Die
weißen Flecken auf dem dunkleren Üntergrund ſind eine Erſchei
nung, die bei allen jungen Hirſchen auftritt, und die man als ein
Schutzmittel gegen die Entdeckung durch die zahlreichen Feinde,
denen dieſe wehrloſen Tiere ausgeſetzt ſind, anſieht.
dieſe jungen Damhirſche mit ihrer hübſchen Zeichnung, ihren
munteren und doch noch etwas unbeholfenen Bewegungen dürften
ſich unter den Beſuchern des Gartens viele Freunde erwerben.

Stadttheater. Heute, Montag, abends M Uhr, findet eine Aufführung des Luſtſpiels Jm weißen Röß'l ſtatt. Dienstag Verden
Die Bürger von Calais wiederholt. Mittwoch, den 23. Juni, bleibt
das Theater geſchloſſen. da an dieſem Tage die Hauptprobe zu
Richard Wagners Meiſterſinger von Nürnberg ſtattfindet. Für
Donnerstag, den 24. Juni (Johannistag), abends 6 Uhr, iſt dieGErſt-
aufführung der Meiſterſinger von Nüxnberg angeſetzt. Freitag den
25. Juni, kommt Emilia Galotti, von Leſſing, zur Aufführung. Die
beiden nächſten MeifterſingerAufführungen finden am Sonnabend,
den 26. und Montag, den 28. Juni, ſtatt. Der Kartenverkauf für
die drei ang zeigten Meiſterſinger-Aufführungen beginnt am Mon-
tag, den 21. Juni, vormittags 10 Uhr. Die Karten der Mittwoch
Abonnenten haben Gültigkeit zu der am Sonnabend, den 26. Juni.
tattfindenden Meiſterſinger- Aufführung. Sollten Mittwoch

Abonnenten dieſe Aufführung nicht beſuchen wollen, ſo bittet die
Jntendanz um rechtzeitige Rückgabe der Karten gegen Vergütung
des entſprechenden Betrages. Bis zum 31. Juli wurde der elden-
tenor des Deſſauer Friedrich-Theaters, Herr Willy Zilken, für die
Halliſche Bühne verpflichtet. Der Künſtler wird in der Auführung
der Meiſterſinger den Stolzing ſingen. Ferner wurde für die
Meiſterſinger- Aufführung der bekannte Darſteller des Beckmeſſer

skar Laßner vom Stadttheater in Leipzig gewonnen. Eugen
Albert, der bisherige Spieltenor des Leipziger Stadttheaters der
bekanntlich für die nächſten Jahre nach Halle verpflichtet worden iſt,
tritt feine Stellung bereits in dieſem Monat an und wird in den
Meiſterſinger-Aufführungen die Partie des David übernehmen.
Die am 23. fälligen MittwochStammkarten berechtigen zum Ein
tritt am Sonnabend, den 26. Juni (Meiſterſinger). Ferner erhalten

Aufführung der Afrikanerin am Montag, den 28. Juni. Die
urſprünglich für Montag, den 28. angeſetzte Meiſterſinger-Auffüh-
rung findet am Dienstag, den 29. Juni, ſtatt. Karten auch zu dieſer
Vorſtellung ſind ausnahmsweiſe bereits an der Kaſſe erhältlich.

Heydrichs Konſervatorium für Muſik, Theater und LehrbeDie im März wegen der Unrnhen aufgeſchobene 3. rer
Opernabend in Koſtümen, iſt nun für Freitag, den 25. Juni, geplant
und bringt: Den erſten Akt Figaro, die große Szene der Ortrud undTelramund aus Lohengrin und die letzte Verwandlung des Troubadour.

Eintrittsprogramme ſind ab Dienstag im Sekretariat erhältlich.

Das Ergebnis der Gemeinderatswahl in Ammendorf.
Bei der geſtern, Sonntag, ſtattgefundenen Gemeinderatswahl er

hielten an Stimmen:
vereinigte

die USP. SPD. böürgerliche Liſte ungültig
in Ammendorf I 591 174 471 7Ammendorf II 1055 101 219 8Radewell 931 46 348 13Oſendorf 765 30 124 3Planena 19 5 28 u3361 356 1190 31Vergleicht man dieſe Zahlen mit denen vom 6. Juni, ſo kann man
den Eintritt einer Wahlmüdigkeit feſtſtellen, denn alle Parteien haben
einen Rückgang von Stimmen zu verzeichnen. Selbſtverſtändlich hat
die USP. die erwartete bedeutende Mehrheit im Gemeinderat erhalten,
denn auf die Liſte Pilger (USP) entfallen nicht weniger als
17 Mandate, während die Scheinſozialiſten (Liſte Habermann) nur
ein Mandat und die Bürgerlichen (Liſte Trobitſch) 6 Mandate
erhalten.

Sport und Körperpflege.
Turnverein Bar Kochba (oge veranſtaltete am geſtrigen Sonn

tage auf dem Sportplatze der Peißnitz ein Schauturnen, zu dem der
jüdiſche Turnverein Bar Kochba (Leipzig) eingeladen war. Aus
getragen wurde. Hochſprung (1,65 Meter), Weitſprung, 400 Meter
Staffettenlauf, Kugelſtoßen nnd ein 100Meterlauf (Fünfkampf). Es
wurden anerkennenswerte Leiſtungen geboten. Als Sieger gingen
hervor: 1. Hexmann Abramowitz Halle) mit 87 Punkten, 2. Salomon
(Leinzig) mit 65 Punkten, 3. Pick (Halle) mit 58 Punkten Auch die
weibliche Abteilung des Bar Kochba (Leipzig) erntete mit ihren
rhythmiſchen Uebungen berechtigten Beifall. Dieſes Schauturnen
möge ein Anſporn für die jüdiſchen Turner fein, die unſerem Turn
verein noch nicht angebören, ſich dieſem ſofort anzuſchließen. Mel
dungen nimmt entgegen Dr. Markus Felixbrodt, Halle (S.), Reil-
ſtraße 86.

Touriſtenverein Die Naturfrennde“. Heute abend 7 Uhr:
Hüttenkommiſſion. Hringende Sitzung: Landheimfrage.

Ofenwichſe

ſchönſten Silberglanz.

Alleiniger Herſteller: Carl Gentner, Göppingen (Württba
Vertreter: Eberwien Co., Halle (Saale), Talamtſtr. 2.

gibt ſofort auf allen Eiſenteilen
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Streikhuredu für Halle u. Umg,:

Gasthaus Stroh, r e
Sofort melden zum Ansstellen der Streikkarten.

M Geschäftszeit von 9 bis 4 Uhr.

Hauclerer Hauslererlnnen
für ſehr gangbaren, e Artikel geſucht.

1777 BRock, Krauſenſtraßze 11, I.

1790

Gewerkſchaft Kartell Halle (0).

Wir ſuchen zum I. Juli eine tüchtige, erfahrene

Stenotypiſtin. 09
09

Selbſtändiges Arbeiten iſt Bedingung.
Bewerbungen ſind unter Beifügung eines ſelbſtgeſchriebenen

Lebenslaufes und der Art der bisherigen Tätigkeit bis zum
25. Funi, mittags 12

vor des GewerkſchaftsKartells
Uhr, zu richten an den

Halle (S.)
Händen Emil Winiclor, Harz 42/44, Zimmer 10.

die DienstagStammkartenbeſitzer ſtatt der Vorſtellung am 29., eine
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